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A. Problem 

Selbständige Künstler und Publizisten sind merklich schlech- 
ter für ihr Alter gesichert als der Durchschnitt der Erwerbstäti- 
gen. Auch für den Krankheitsfall ist ein großer Teil von ihnen 
nur unzureichend gesichert. Dies wird von allen politischen 
Kräften als unbefriedigend empfunden. 


B. Lösung 

Selbständige Künstler und Publizisten werden, soweit sie nicht 
schon anderweitig kraft Gesetzes eine Alters- oder Kranken- 
versicherung haben, in die Versicherungspflicht in der gesetzli- 
chen Renten- und Krankenversicherung einbezogen. 

Sie werden — wie Arbeitnehmer — mit dem halben Beitrag be- 
lastet; die andere Beitragshälfte wird von einer neu zu errich- 
tenden Künstlersozialkasse erbracht. Die hierfür erforderli- 
chen Mittel erhält sie zu einem Drittel durch einen Bundeszu- 
schuß, zu zwei Dritteln durch eine Künstlersozialabgabe. Diese 
wird je nach dem Mittelbedarf, d. h. nach dem Beitragsaufkom- 
men der Versicherten, jährlich von allen Vermarktern von 
Kunst und Pubhzistik im Umlageverfahren erhoben, die Werke 
oder Leistungen von selbständigen Künstlern oder Publizisten 
gegen Entgelt erworben haben, und zwar nach einem Vomhun- 
dertsatz dieser Entgeltsumme. Dabei spielt es keine Rolle, ob in 
der Entgeltsumme auch Zahlungen an nichtversicherte Künst- 
ler und Publizisten enthalten sind. Die Künstlersozialkasse 
führt die Beitragsanteile der Versicherten, die Künstlersozi- 
alabgabe und den Bundeszuschuß zusammen und zahlt daraus 
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für den einzelnen Versicherten den Beitrag an die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte und den zuständigen Kran- 
kenversicherungsträger. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die zur Abgabe Verpflichteten müssen schätzungsweise eine 
Summe von 150 Millionen DM jährlich aufbringen. Die Umlage 
müßte etwa 5 vom Hundert der Honoreire usw. betragen. 

Die Abgabe dürfte weitgehend überwälzbar sein. 

Bund 

a) Laufende Mehrausgaben: Beginnend mit 20 Millionen DM 
für 1981 und 75 Millionen DM für 1982, danach der Entwick- 
lung der allgemeinen Bemessungsgrundlage in der Renten- 
versicherung folgend. 

b) Einmalige Mehrausgabe: Bis zu 6 Millionen DM Verwal- 
tungskosten während des Aufbaus der Künstlersozialkas- 
se. 

c) Darlehnsmittel zur Überbrückung der Anlaufzeit, die äu- 
ßerstenfalls 150 Millionen DM erreichen könnten. 

d) Laufende Mehrausgaben in verhältnismäßig geringer 
Höhe, soweit der Bund Unternehmen betreibt oder finan- 
ziert, die der Künstlersozialabgabe unterliegen. 

e) Steuermindereinnahmen infolge erhöhter Betriebsausga- 
ben durch die Künstlersozialabgabe, soweit diese nicht 
durch Überwälzung auf die Preise ausgeglichen werden. 

Länder und Gemeinden 

Laufende Mehrausgaben in verhältnismäßig geringer Höhe, 
soweit Länder und Gemeinden Unternehmen betreiben oder fi- 
nanzieren, die der Künstlersozialabgabe unterliegen. Außer- 
dem ebenfalls Steuermindereinnahmen infolge erhöhter Be- 
triebsausgaben durch die Künstlersozialabgabe, soweit sie 
nicht durch Überwälzung auf die Preise ausgeglichen wer- 
den. 
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Gesetz über die Sozialversicherung der selbständigen Künstler und Publizisten 
(Künstiersozialversicherungsgesetz — KSVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER TEIL 

Sozialversicherung der selbständigen 
Künstler und Publizisten 

ERSTES KAPITEL 

Kreis der versicherten Personen 

ERSTER ABSCHNITT 

Umfang der Versicherungspflicht 

§ 1 

Selbständige Künstler und Publizisten werden in 
der Rentenversicherung der Angestellten und in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert. 

§ 2 

(1) Künstler oder Publizist im Sinne dieses Ge- 
setzes ist, wer nicht nur vorübergehend selbständig 
erwerbstätig Musik, darstellende oder bildende 
Kunst schafft, ausübt oder lehrt oder als Schriftstel- 
ler, Journalist oder in anderer Weise publizistisch tä- 
tig ist. 

(2) Als Künstler oder Publizist im Sinne dieses 
Gesetzes gilt nicht, wer 

1. einen künstlerisch oder publizistisch tätigen Ar- 
beitnehmer ständig beschäftigt oder 

2. als Handwerker in die Handwerksrolle eingetra- 
gen ist, es sei denn, daß er nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
oder 5 des Handwerkerversicherungsgesetzes 
versicherungsfrei ist. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Ausnahmen von der Versicherungspflicht 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes 

§ 3 

(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist für 
ein Kalenderjahr, wer in diesem Jahr aus selbstän- 


diger künstlerischer oder publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, das 
ein Sechstel der nach § 18 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch geltenden Bezugsgröße, bei höherem 
Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamteinkom- 
mens nfcht übersteigt. Soweit in anderen gesetzli- 
chen Vorschriften Geringfügigkeitsgrenzen für kür- 
zere Zeiträume festgesetzt sind, sind sie nicht anzu- 
wenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der Tätigkeit. 
Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn ein Guthaben nach 
§ 14 Abs. 1 für dieses Kalenderjahr vorhanden ist 
und das diesem Guthaben entsprechende Arbeits- 
einkommen zusammen mit dem voraussichtlichen 
Arbeitseinkommen dieses Kalenderjahres die nach 
§114 Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes geltende Mindestbeitragsberechnungsgrund- 
lage erreicht. 


§ 4 

In der Rentenversicherung der Angestellten wird 

nach diesem Gesetz nicht versichert, 

1. wer auf Grund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit in der 
Rentenversicherung versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
daß die Versicherungsfreiheit auf § 4 Abs. 1 Nr. 3 
oder 5 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
oder § 1228 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 der Reichsversiche- 
rungsordnung oder § 30 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 des 
Reichsknappschaftsgesetzes oder § 2 Abs. 1 Nr. 1 
oder 5 des Handwerkerversicherungsgesetzes 
beruht, 

2. wer aus einer Beschäftigung ein beitragspflichti- 
ges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht unter § 2 
Abs. 1 fallenden Tätigkeit ein Arbeitseinkommen 
bezieht, wenn das Arbeitsentgelt oder Arbeits- 
einkommen während des Kalenderjahres vor- 
aussichtlich mindestens die Hälfte der für dieses 
Jahr geltenden Beitragsbemessungsgrenze in 
der Rentenversicherung der Angestellten (§ 112 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes) 
beträgt, 

3. wer ein Altersruhegeld aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Angestellten oder ein 
Knappschaftsruhegeld bezieht, 

4. wer landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte ist, ein Altersgeld oder nach Vollen- 
dung des 60. Lebensjahres Landabgabe rente 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte bezieht. 
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5. wer ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer sonstigen der wissenschaftlichen oder 
fachlichen Ausbildung dienenden Schule ist 
oder 

6. wer als Wehr- oder Zivildienstleistender renten- 
versichert ist 

§ 5 

In der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
nach diesem Gesetz nicht versichert, wer 

1. nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 der Reichsversi- 
cherungsordnung versichert ist, 

2. nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits- 
verdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung versichert ist, 

3. nach § 15 oder § 159 des Reichsknappschaftsge- 
setzes versichert ist, 

4. nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes versi- 
chert ist, 

5. nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte versichert 
ist, 

6. bei einem Träger der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung freiwillig versichert ist, 

7. nach § 169 oder § 172 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungsfrei 
ist, 

8. nach § 173 der Reichsversicherungsordnung von 
der Versicherungspflicht befreit, 

9. nach § 15 oder § 159 des Reichsknappschaftsge- 
setzes in Verbindung mit den in den Nummern 7 
und 8 genannten Vorschriften versicherungsfrei 
oder von der Versicherungspflicht befreit ist 
oder 

10. nicht nur vorübergehend eine nicht unter § 2 
Abs. 1 fallende selbständige Tätigkeit erwerbs- 
mäßig ausübt. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Pflicht zur Krankenversicherung 
für Berufs anfänger 

§ 6 

(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als selbständiger 
Künstler oder Publizist aufnimmt und nicht zu dem 
in § 5 genannten Personenkreis gehört, ist innerhalb 
der ersten fünf Jahre nach Aufnahme der Tätigkeit 
zur Versicherung für den Krankheitsfall bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung oder 
einem Krankenversicherungsunternehmen ver- 
pflichtet. 

(2) Die Versicherung bei einem Krankenversi- 
cherungunternehmen ist der Künstlersozialklasse 
nachzuweisen. Die Versicherung muß auch für die 
Angehörigen, für die bei einer Versicherung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung Anspruch auf 


Familienkrankenpflege bestehen würde, Vertrags- 
leistungen vorsehen, die der Art nach den Leistun- 
gen der Krankenhilfe entsprechen. 

(3) In der gesetzlichen Krankenversicherung 
wird versichert, wer dies beantragt. Über den Antrag 
entscheidet die Künstlersozialkasse. 

(4) Wer innerhalb von drei Monaten nach Fest- 
stellung der Pflicht zur Versicherung weder den 
Nachweis nach Absatz 2 erbringt, noch den Antrag 
nach Absatz 3 stellt, wird in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung versichert. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Befreiung von der Krankenversicherungspflicht 
auf Antrag 


§ 7 

(1) Wer als selbständiger Künstler oder Publizist 
in drei aufeinander folgenden Kalenderjahren ins- 
gesamt ein Arbeitseinkommen erzielt hat, das über 
der Summe der Beträge liegt, die für diese Jahre 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung als Jahresarbeitsverdienstgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Krankenversiche- 
rungspflicht nach diesem Gesetz befreit Die Befrei- 
ung ist frühestens für die Zeit nach Ablauf der in § 6 
Abs. 1 genannten Fünf Jahresfrist möglich. 

(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf den 
Dreijahreszeitraum folgenden Kalenderjahres bei 
der Künstlersozialkasse zu stellen. Falls die Befrei- 
ung unmittelbar im Anschluß an die Fünf Jahresfrist 
wirksam werden soll, ist der Antrag bis zu drei Mo- 
naten nach Ablauf der Frist zu stellen; in diesem 
Falle sind die letzten drei Kalenderjahre innerhalb 
der Fünf Jahresfrist maßgebend. 

(3) Die Befreiung wirkt im Falle des Absatzes 2 
Satz 1 von Beginn des Kalendermonats an, der auf 
die Antragstellung folgt, im Falle des Absatzes 2 
Satz 2 von Ablauf der Fünfjahresfrist an. 

(4) Über den Antrag auf Befreiung entscheidet 
die Künstlersozialkasse; der Anspruch auf Leistun- 
gen aus der gesetzlichen Krankenversicherung en- 
det mit der Mitgliedschaft. 

(5) Die Befreiung ist von der Künstlersozialkasse 
zu widerrufen, wenn das Arbeitseinkommen in drei 
aufeinander folgenden Kalenderjahren insgesamt 
nicht über der Summe der Beträge liegt, die für diese 
Jahre nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung als Jahresarbeitsverdienstgrenze 
festgelegt waren. Der Widerruf wirkt vom Beginn 
des übernächsten Kalendermonats an, der auf den 
Tag der Bekanntgabe des Widerrufsbescheids folgt 
Der Widerruf wird nicht wirksam, wenn der selb- 
ständige Künstler oder Publizist, dessen Arbeitsein- 
kommen über dem Dreifachen des Betrages liegt, 
der für das erste dieser drei Jahre als Jahresarbeits- 
verdienstgrenze nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung festgelegt war, dies bean- 
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tragt Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach 
dem Tage der Bekanntgabe des Widerrufsbescheids 
bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 


ZWEITES KAPITEL 

Beitragszuschuß der Künstlersozialkasse 


§ 8 

(1) Selbständige Künstler und Publizisten, die 
von der Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit sind, haben Anspruch auf einen Zu- 
schuß zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag, 
wenn sie bei einem Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert sind und für sich und ihre Ange- 
hörigen, für die ihnen bei einer Mitgliedschaft in der 
gesetzlichen Krankenversicherung Familienhilfe 
zustehen würde, Vertragsleistungen erhalten, die 
der Art nach den Leistungen der Krankenhilfe der 
gesetzlichen Krankenversicherung entsprechen. Als 
Zuschuß ist der Betrag zu zahlen, den die Künstler- 
sozialkasse bei Versicherungspflicht aus dem Auf- 
kommen aus der Künstlersozialabgabe und dem 
Bundeszuschuß aufzubringen hätte. Dabei wird je- 
doch ein Mindestarbeitseinkommen nach §180a 
Abs, 2 und § 393 Abs. 2 Satz 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung nicht in Ansatz gebracht. Es ist höch- 
stens die Hälfte des Betrages zu zahlen, den der 
Künstler oder Publizist für seine Krankenversiche- 
rung aufzuwenden hat. 

(2) Den Anspruch auf einen Zuschuß hat auch, 
wer nach § 6 bei einem Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert ist. Der Anspruch beginnt mit 
dem Kalendermonat, in dem die Künstlersozial- 
kasse die Pflicht zur Versicherung feststellt Beruht 
die Feststellung auf einer Meldung des Versicherten 
(§16 Abs. 1), so beginnt der Anspruch mit dem Ka- 
lendermonat, in dem die Meldung eingeht 

(3) Den Zuschuß zahlt die Künstlersozialkasse 
auf Antrag. 


DRITTES KAPITEL 

Kündigungsrecht 


§ 9 

Wer bei einem Krankenversicherungsunterneh- 
men versichert ist und nach diesem Gesetz kranken- 
versicherungspflichtig wird, kann den Versiche- 
rungsvertrag zum Ende des Monats kündigen, in 
dem er den Eintritt der Versicherungspflicht nach- 
weist Dies gilt entsprechend, wenn ein Angehöriger 
nach diesem Gesetz versicherungspflichtig wird und 
für einen bei einem Krankenversicherungsunter- 
nehmen Versicherten Anspruch auf Familienhilfe 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung er- 
wirbt. 


VIERTES KAPITEL 

Aufbringung der Mittel 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsatz 


§ 10 

Die Mittel für die Versicherung nach diesem Ge- 
setz werden durch Beitragsanteile der Versicherten 
(§§ 11 bis 13), die Künstlersozialabgabe (§§ 23 bis 26) 
und, soweit das beitragspflichtige Arbeitseinkom- 
men der Versicherten nicht auf Entgelten im Sinne 
des § 25 beruht, einen Zuschuß des Bundes (§ 34) auf- 
gebracht. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Beitragsanteile des Versicherten 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Bestimmungsgrößen 


§ 11 

(1) Der Beitragsanteil des Versicherten zur Erfül- 
lung der Verpflichtungen, die der Künstlersozial- 
kasse zugunsten des Versicherten für das Kalender- 
jahr gegenüber der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte obliegen, bemißt sich nach dem Arbeits- 
einkommen aus einer oder mehreren Tätigkeiten 
nach § 2 Abs. 1 in diesem Kalenderjahr bis zu der in 
§112 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
für Jahresbezüge festgesetzten Beitragsbemes- 
sungsgrenze. Soweit in anderen gesetzlichen Vor- 
schriften Beitragsbemessungsgrenzen für kürzere 
Zeiträume festgesetzt sind, sind sie nicht anzuwen- 
den. Hat die Versicherung nur für Teile des Kalen- 
derjahres bestanden, so ist die Beitragsbemessungs- 
grenze nur mit dem entsprechenden Teil zu berück- 
sichtigen. Für nachgewiesene Ausfallzeiten ist die 
Beitragsbemessungsgrenze entsprechend herabzu- 
setzen. 

(2) Übersteigt das Arbeitseinkommen des Versi- 
cherten in einem Kalenderjahr die für ihn in diesem 
Jahr nach Absatz 1 geltende Beitragsbemessungs- 
grenze, so bemißt sich der Beitragsanteil auch nach 
dem höheren Arbeitseinkommen, jedoch höchstens 
bis zum Zweifachen der in § 112 Abs. 2 des Angestell- 
te nversicherungsgesetzes für Jahresbezüge festge- 
setzten Beitragsbemessungsgrenze. Hat die Versi- 
cherung nur für Teile des Kalenderjahres bestan- 
den, so ist die aus Satz 1 sich ergebende Beitragsbe- 
messungsgrenze um den nach Absatz 1 Satz 2 nicht 
zu berücksichtigenden Betrag zu vermindern. Das 
gleiche gilt für nachgewiesene Ausfallzeiten. 
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(3) Bei der Ermittlung des Arbeitseinkommens 
sind auch Vergütungen für die Verwertung und 
Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke oder 
Leistungen zu berücksichtigen. 


§ 12 

Der Beitragsanteil des Versicherten zur Erfüllung 
der Verpflichtungen, die der Künstlersozialkasse zu- 
gunsten des Versicherten gegenüber dem zuständi- 
gen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
obliegen, bemißt sich nach dem Arbeitseinkommen 
aus einer oder mehreren Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 
bis zu der nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung geltenden Jahresarbeitsverdienst- 
grenze. Soweit in anderen gesetzlichen Vorschriften 
Beitragsbemessungsgrenzen für kürzere Zeiträume 
festgesetzt sind, sind sie nicht anzuwenden. Hat die 
Versicherung nur für Teile des Kalenderjahres be- 
standen, so ist die Jahresarbeitsverdienstgrenze nur 
mit dem entsprechenden Teil zu berücksichtigen. 
§11 Abs. 3 gilt. Für Zeiten, in denen Anspruch auf 
Kranken- oder Mutterschaftsgeld besteht oder Bei- 
träge nach §381 Abs. 3 a der Reichsversicherungs- 
ordnung zu entrichten sind, ist die Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze entsprechend herabzusetzen. 


§ 13 

(1) Der Beitragssatz für Beitragsanteile nach § 1 1 
beträgt die Hälfte des in § 112 Abs. 1 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes festgesetzten Beitrags- 
satzes. 

(2) Der Beitragssatz für Beitragsanteile nach § 12 
beträgt die Hälfte des durchschnittlichen Beitrags- 
satzes der Krankenkassen (§ 225 der Reichsversi- 
cherungsordnung) und Ersatzkassen für versiche- 
rungspflichtige Mitglieder, die bei Arbeitsunfähig- 
keit Anspruch auf Fortzahlung ihres Arbeitsentgelts 
für mindestens sechs Wochen haben. Maßgebend ist 
der jeweils zum 1. Juli vom Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung festgestellte durchschnittli- 
che Beitragssatz. Er gilt von dem auf die Feststel- 
lung folgenden Kalenderjahr an. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Gutschrift 
§ 14 

(1) Der nach § 11 Abs, 2 in Verbindung mit § 13 
Abs. 1 erhobene Beitragsanteil wird dem Versicher- 
ten gutgeschrieben. In diesem Fall setzt die Künst- 
lersozialkasse die nach §11 Abs. 2 maßgebende 
Grenze für das folgende Kalenderjahr um den 
Arbeitseinkommensbetrag herab, der dem Gutha- 
ben entspricht. 

(2) Den gutgeschriebenen Beitragsanteil verwen- 
det die Künstlersozialkasse mit einem gleichhohen 
Betrag aus dem Aufkommen aus der Künstlersozi- 
alabgabe und dem Bundeszuschuß dazu, in den Jah- 
ren, in denen das Jahresarbeitseinkommen des Ver- 


sicherten die für ihn nach § 126 a Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes geltende Beitragsbe- 
messungsgrenze nicht erreicht, den für den Versi- 
cherten zur Rentenversicherung der Angestellten zu 
entrichtenden Beitrag entsprechend zu erhöhen. 

(3) Sind aus den Mitteln der Künstlersozialkasse 
zugunsten des Versicherten Beiträge nach § 114 
Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
an die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
geleistet worden, so wird das Guthaben nach Ab- 
satz 1 Satz 1 zunächst dafür verwendet, die Aufwen- 
dungen der Künstlersozialkasse insoweit zu erset- 
zen, als sie von dem Versicherten zu erbringen ge- 
wesen wären. 

(4) Ist bei Beendigung der Rentenversicherungs- 
pflicht nach diesem Gesetz ein Guthaben vorhan- 
den, so ist es dem Versicherten zu erstatten. Auf die 
Erstattung findet § 27 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch entsprechende Anwendung. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Melde- und Beitragsverfahren 


§ 15 

(1) Wer nach diesem Gesetz in der gesetzlichen 
Kranken- oder Rentenversicherung versichert wird 
oder zur Versicherung für den Krankheitsfall ver- 
pflichtet ist, hat der Künstlersozialkasse auf Verlan- 
gen die zur Durchführung der Versicherung und der 
der Künstlersozialkasse übertragenen Aufgaben er- 
forderlichen Angaben zu machen sowie die notwen- 
digen Auskünfte zu geben und die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen. 

(2) Die Künstlersozialkasse kann den Versicherten 
durch Zwangsgeld zur Erfüllung dieser Pflichten an- 
halten. 

§ 16 

(1) Wer nach diesem Gesetz in der gesetzlichen 
Kranken- oder Rentenversicherung versichert wird 
oder zur Versicherung für den Krankheitsfall ver- 
pflichtet ist, hat sich bei der Künstlersozialkasse zu 
melden. 

(2) Der Meldepflichtige hat den Anmeldevor- 
druck der Künstlersozialkasse auszufüllen. Darin ist 
die ihm von einem Träger der Rentenversicherung 
zugeteilte Versicherungsnummer einzutragen. Ist 
eine solche Nummer nicht zugeteilt worden, so ist 
sie von der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte über die Künstlersozialkasse zu vergeben. 

§ 17 

(1) Der Versicherte hat der Künstlersozialkasse 
das in einem Kalendervierteljahr erzielte Arbeits- 
einkommen bis zum Ende des folgenden Kalender- 
monats vorläufig zu melden. Vorläufige Meldungen 
für die Kalendervierteljahre sind auch dann zu er- 
statten, wenn kein Arbeitseinkommen erzielt wurde. 
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Für die Meldung nach Satz 1 und 2 ist ein Vordruck 
der Künstlersozialkasse zu verwenden. 

(2) Die Beitragsanteile des Versicherten sind von 
der Künstlersozialkasse für einen Kalendermonat 
bis zum 15. des folgenden Monats durch Abbuchen 
vom Konto des Versicherten einzuziehen. Vorläufige 
Berechnungsgrundlage ist ein Drittel des Arbeits- 
einkommens des letzten Kalendervierteljahres, für 
das eine Meldung zu erstatten war, bis zur ersten 
Vierteljahresmeldung ein geschätztes monatliches 
Arbeitseinkommen, das der Versicherte im Anmel- 
devordruck nach § 16 Abs. 2 zu melden hat. 

(3) Der Versicherte hat der Künstlersozialkasse 
das in einem Kalenderjahr erzielte Arbeitseinkom- 
men bis zum 30. April des folgenden Kalenderjahres 
endgültig zu melden. Absatz 1 Satz 3 gilt. Die nach 
Absatz 2 geleisteten Zahlungen gelten als Ab- 
schlagszahlungen. Sie sind mit den Zahlungen aus- 
zugleichen, die aufgrund der Meldung nach Satz 1 
endgültig zu leisten sind. 

(4) Erstattet ein Versicherter trotz Aufforderung 
der Künstlersoziaikasse die vorgeschriebene Mel- 
dung seines Arbeitseinkommens nicht innerhalb 
der ihm gesetzten Frist, so kann die Künstlersozial- 
kasse bis zur ordnungsgemäßen Meldung der Be- 
rechnung der Beitragsanteile ein Zwölftel der Be- 
zugsgröße im Sinne des § 18 des Vierten Buches So- 
zialgesetzbuch zugrunde legen. 

(5) Wer lediglich nach § 8 berechtigt ist, hat der 
Künstlersozialkasse das in einem. Kalenderjahr er- 
zielte Arbeitseinkommen bis zum 30. April des fol- 
genden Kalenderjahres zu melden. Absatz 1 Satz 3 
gilt. Erstattet er trotz Aufforderung der Künstlerso- 
zialkasse diese Meldung nicht innerhalb der ihm ge- 
setzten Frist, so entfällt der Anspruch auf den Bei- 
tragszuschuß bis zum Ablauf des auf die Meldung 
folgenden Monats. 

§ 18 

(1) Für Beitragsanteile, die der Versicherte eine 
Woche nach Fälligkeit noch nicht entrichtet hat, 
kann die Künstlersozialkasse einen einmaligen 
Säumniszuschlag bis zur Höhe von 2 vom Hundert 
der rückständigen Beträge erheben. 

(2) Für Beitragsanteile, die länger als drei Mo- 
nate fällig sind, kann die Künstlersozialkasse für je- 
den angefangenen Monat einen Säumniszuschlag in 
Höhe von 1 vom Hundert der rückständigen Beträge 
erheben; ein Säumniszuschlag nach Absatz 1 kann 
angerechnet werden. § 24 Abs. 3 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

§ 19 

Für die Verjährung der Ansprüche auf Beitrags- 
anteile gilt§ 25 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
entsprechend. 

§ 20 

Die Künstlersozialkasse hat dem Versicherten 
und dem nach § 8 Berechtigten jährlich eine Abrech- 


nung zu erteilen, aus der die Berechnung der von 
ihm und für ihn erbrachten Beitragsleistungen er- 
sichtlich ist 

VIKUTER UNTERABSCHNFIT 

Erstattungen 
§ 21 

(1) Die Künstlersozialkasse hat zu Unrecht ent- 
richtete Beitragsanteile zu erstatten. 

(2) Die Künstlersozialkasse kann mit Zustim- 
mung des Berechtigten zu Unrecht entrichtete Bei- 
tragsanteile mit künftigen Ansprüchen auf Beitrags- 
anteile verrechnen. 

(3) Für die Verzinsung und Verjährung des An- 
spruchs auf Erstattung gilt § 27 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch entsprechend. 

§ 22 

Sind der Künstlersozialkasse von der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte zu Recht entrich- 
tete Beiträge erstattet worden, so hat sie dem Versi- 
cherten die Beträge insoweit zu erstatten, als er sie 
getragen hat. 


DRITTER ABSCHNITT 

Künstlersozialabgabe 

§ 23 

Die Künstlersozialkasse erhebt von den zur Ab- 
gabe Verpflichteten (§ 24) eine Umlage (Künstlerso- 
zialabgabe) nach einem Vomhundertsatz (§ 26) der 
Bemessungsgrundlage (§ 25). 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Personenkreis 
§ 24 

(1) Zur Künstlersozialabgabe verpflichtet ist ein 
Unternehmer, der eines oder mehrere der folgenden 
Unternehmen betreibt; 

1. Buch-, Presse- und sonstige Verlage, Presseagen- 
turen (einschließlich Bilderdienste), 

2. Theater- und Konzertdirektionen, sofern sie 
nicht ausschließlich eine vermittelnde Tätigkeit 
ausüben, 

3. Herstellung von bespielten Bild- und Tonträgern 
(ausschließlich alleiniger Vervielfältigung), 

4. Galerien, Kunsthandel, 

5. Werbung (einschließlich Öffentlichkeitsarbeit) 
für Dritte, 

6. Variete- und Zirkusunternehmen. 


7 



Drucksache 9/26 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


(2) Zur Künstlersozialabgabe sind ferner ver- 
pflichtet: 

1. Rundfunkanstalten und 

2. Unternehmer und juristische Personen des Öf- 
fentlichen Rechts, die Theater (ausgenommen 
Filmtheater), Orchester, Musikschulen oder Mu- 
seen betreiben. 

(3) Wird für einen der in Absatz 1 und 2 Genann- 
ten eine Leistung oder ein Werk in selbständiger 
künstlerischer oder publizistischer Tätigkeit er- 
bracht, das Entgelt jedoch von einem Dritten gelei- 
stet, so ist dieser neben den in Absatz 1 und 2 Ge- 
nannten gesamtschuldnerisch zur Abgabe verpflich- 
tet. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Bestimmungsgrößen 


§ 25 

(1) Bemessungsgrundlage der Künstlersozialab- 
gabe sind die Entgelte für künstlerische oder publi- 
zistische Werke oder Leistungen, die ein nach § 24 
Abs. 1 oder 2 zur Abgabe Verpflichteter im Rahmen 
der dort auf geführten Tätigkeiten oder ein in § 24 
Abs. 3 genannter Dritter im Laufe eines Kalender- 
jahres an Künstler und Publizisten im Sinne des § 2 
zahlt, auch wenn die künstlerische oder publizisti- 
sche Tätigkeit nur vorübergehend oder nicht er- 
werbsmäßig ausgeübt wird. Bemessungsgrundlage 
sind auch die Entgelte, die für Rechnung des Künst- 
lers oder Publizisten an Dritte gezahlt werden, so- 
fern dieser Dritte nicht nach Absatz 3 zur Künstler- 
sozialabgabe verpflichtet ist. 

(2) Entgelt im Sinne des Absatzes 1 ist alles, was 
der zur Abgabe Verpflichtete aufwendet, um das 
Werk oder die Leistung zu erhalten oder zu nutzen, 
abzüglich der in einer Rechnung oder Gutschrift ge- 
sondert ausgewiesenen Umsatzsteuer. Ausgenom- 
men hiervon sind die Entgelte, die für urheberrecht- 
liche Nutzungsrechte, sonstige Rechte des Urhebers 
oder Leistungsschutzrechte an Verwertungsgesell- 
schaften gezahlt werden. 

(3) Entgelt im Sinne des Absatzes 1 ist auch der 
Preis, der dem Künstler oder Publizisten aus der 
Veräußerung seines Werkes im Wege eines Kom- 
missionsgeschäfts für seine eigene Leistung zu- 
steht. 

§ 26 

(1) Der Vomhundertsatz der Künstlersozialab- 
gabe ist so festzusetzen, daß das Aufkommen zusam- 
men mit den Beitragsanteilen der Versicherten und 
dem Bundeszuschuß ausreicht, um den Bedarf 
der Künstlersozialkasse für ein Kalenderjahr zu 
decken. 

(2) Der Bedarf der Künstlersozialkasse berech- 
net sich aus: 

1. in dem Kalenderjahr zu erfüllenden Verpflich- 
tungen, die ihr gegenüber der Bundesversiche- 


rungsanstalt für Angestellte, den Trägern der ge- 
setzlichen Krankenversicherung und den nach 
§ 8 Berechtigten obliegen, 

2. dem Soll zur Auffüllung der Betriebsmittel nach 
§ 44 Abs. 2 und 

3. den Fehlbeträgen oder Überschüssen des vorver- 
gangenen Kalenderjahres. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung bestimmt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen bis zum 30. September durch 
Rechtsverordnung den Vomhundertsatz für das fol- 
gende Kalenderjahr aufgrund einer Schätzung des 
Bedarfs nach Absatz 2; er kann dabei für bestimmte 
Sparten der nach § 24 zur Abgabe Verpflichteten je 
nach dem Beitragsaufkommen der Versicherten die- 
ser Sparte unterschiedliche Vomhundertsätze fest- 
setzen. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Melde- und Abgabeverfahren 
§ 27 

(1) Der zur Abgabe Verpflichtete hat nach Ablauf 
eines Kalenderjahres, spätestens bis zum 31. März 
des Folgejahres, die Summe der sich nach § 25 erge- 
benden Beträge zu melden, die Künstlersozialab- 
gabe zu berechnen und diese an die Künstlersozial- 
kasse zu zahlen. Für die Meldung ist ein Vordruck 
der Künstlersozialkasse zu verwenden. 

(2) Der zur Abgabe Verpflichtete hat innerhalb 
von zehn Tagen nach Ablauf jeden Kalendermonats 
eine Vorauszahlung auf die Abgabe an die Künstler- 
sozialkasse zu leisten. 

(3) Die monatliche Vorauszahlung beträgt ein 
Zwölftel der für das vorausgegangene Kalenderjahr 
geschuldeten Abgabe. Für die Zeit zwischen dem Ab- 
lauf eines Kalenderjahres und dem folgenden 
31. März ist die monatliche Vorauszahlung weiter zu 
leisten, die für das vorausgegangene Kalenderjahr 
zu entrichten war. 

(4) Die Vorauszahlungspflicht beginnt zehn Tage 
nach Ablauf des Monats, bis zu welchem die Künst- 
lersozialabgabe zuerst vom Verpflichteten abzu- 
rechnen war. Hat die Abgabepflicht nur während ei- 
nes Teils des vorausgegangenen Kalenderjahres be- 
standen, so berechnet sich die Vorauszahlung, in- 
dem die für das vorausgegangene Kalenderjahr ge- 
schuldete Abgabe durch die Zahl der begonnenen 
Kalendermonate geteilt wird, in denen die Abgabe- 
pflicht bestand. 

§ 28 

Die zur Abgabe Verpflichteten haben fortlaufende 
Aufzeichnungen über die Entgelte im Sinne des § 25 
zu führen. Die Aufzeichnungen sind mindestens vier 
Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Entgelte fällig geworden sind, aufzubewahren. Nä- 
heres über Form und Inhalt der Aufzeichnungen be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung durch Rechtsverordnung. 
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§ 29 

(1) Die zur Abgabe Verpflichteten haben der 
Künstlersozialkasse auf Verlangen über alle für die 
Erhebung der Künstlersozialabgabe und für die 
Durchführung der der Künstlersozialkasse übertra- 
genen Aufgaben erforderlichen Tatsachen Auskunft 
zu geben und die Unterlagen, aus denen diese Tatsa- 
chen hervorgehen, insbesondere die in § 28 genann- 
ten Aufzeichnungen, während der Arbeitszeit nach 
Wahl der Künstlersozialkasse entweder in deren 
oder in ihren eigenen Geschäftsräumen vorzulegen. 
Sind ihre Geschäftsräume gleichzeitig ihre privaten 
Wohnungen, so sind sie nur verpflichtet, die Unterla- 
gen in den Geschäftsräumen der Künstlersozial- 
kasse vorzulegen. 

(2) Die Künstlersozialkasse kann die zur Abgabe 
Verpflichteten durch Zwangsgeld zur Erfüllung ih- 
rer Pflichten anhalten. 


§ 30 

(1) Für Künstlersozialabgabe und Abgabevoraus- 
zahlungen, die der Verpflichtete eine Woche nach 
Fälligkeit nocht nicht entrichtet hat, kann die Künst- 
lersozialkasse einen einmaligen Säumniszuschlag 
bis zur Höhe von 2 vom Hundert der rückständigen 
Beträge erheben. 

(2) Für Künstlersozialabgabe und Abgabevoraus- 
zahlungen, die länger als drei Monate fällig sind, 
kann die Künstlersozialkasse für jeden angefange- 
nen Monat einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 
vom Hundert der rückständigen Beträge erheben; 
ein Säumniszuschlag nach Absatz 1 kann angerech- 
net werden. § 24 Abs. 3 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch gilt entsprechend. 


§ 31 

Für die Verjährung der Ansprüche auf Künstler- 
sozialabgabe gilt § 25 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch entsprechend. 


§ 32 

(1) Nach § 24 zur Abgabe Verpflichtete können 
Ausgleichsvereinigungen bilden und die Aufbrin- 
gung der Mittel für die von ihnen zu entrichtende 
Künstlersozialabgabe vertraglich abweichend von 
diesem Gesetz regeln. Die Rechte und Pflichten des 
zur Abgabe Verpflichteten gegenüber der Künstler- 
sozialkasse bleiben unberührt. 

(2) Die Ausgleichsvereinigungen sind gegenüber 
der Künstlersozialkasse berechtigt, für die zur Ab- 
gabe Verpflichteten die diesen obliegenden Pflich- 
ten zu erfüllen, insbesondere mit befreiender Wir- 
kung die Künstlersozialabgabe und die Vorauszah- 
lungen zu entrichten. 

(3) Die Künstlersozialkasse hat den Ausgleichs- 
vereinigungen mit Einwilligung des zur Abgabe Ver- 
pflichteten die Angaben zu machen, die die Aus- 


gleichsvereinigungen zur Ausübung der ihnen nach 
Absatz 2 zustehenden Rechte benötigen. 

(4) Ferner können die Ausgleichsvereinigungen 
die sich aus § 52 ergebenden Verpflichtungen erfül- 
len. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Erstattungen 
§ 33 

(1) Die Künstlersozialkasse hat zu Unrecht ent- 
richtete Künstlersozialabgabe zu erstatten. 

(2) Die Künstlersozialkasse kann mit Zustim- 
mung des Berechtigten die zu Unrecht entrichtete 
Künstlersozialabgabe mit künftigen Ansprüchen 
auf Künstlersozialabgabe oder Vorauszahlungen 
verrechnen. 

(3) Für die Verzinsung und Verjährung des An- 
spruchs auf Erstattung gilt § 27 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch entsprechend. 

VIERTER ABSCHNITT 

Zuschuß des Bundes 

§ 34 

(1) Der Zuschuß des Bundes wird für das Jahr 
1981 auf zwanzig Millionen Deutsche Mark, für das 
Jahr 1982 auf fünfundsiebzig Millionen Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den folgenden 
Jahren entsprechend § 116 Abs. 2 Satz 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes. 

(2) Der Zuschuß ist zu mindern, soweit er für ein 
Kalenderjahr 17 vom Hundert der Ausgaben der 
Künstlersozialkasse übersteigt. Überzahlungen sind 
mit dem Bundeszuschuß des übernächsten Jahres 
zu verrechnen. 

(3) Ferner sind die Verwaltungskosten der 
Künstlersozialkasse aus dem Bundeszuschuß zu 
decken. 


FÜNFTES KAPITEL 
Überwachung 


§ 35 

(1) Die Künstler sozialkasse überwacht die recht- 
zeitige und vollständige Entrichtung der Beitragsan- 
teile der Versicherten und der Künstlersozialabga- 
be. Entstehen durch die Überwachung der Künstler- 
sozialabgabe Barauslagen, so können sie dem zur 
Abgabe Verpflichteten auferlegt werden, wenn er sie 
durch Pflichtversäumnis verursacht hat. 


9 



Drucksache 9/26 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erläßt durch Rechtsverordnung Überwa- 
chungsvorschriften. 


SECHSTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 


§ 36 

(1) Ordnungswidrig handelt der Versicherte oder 
zur Versicherung für den Krankheitsfall Verpflich- 
tete, der vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 15 Abs. 1 auf Verlangen Angaben 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
macht, 

2. der Auskunfts- oder Vorlagepflicht nach § 15 
Abs. 1 auf Verlangen nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig nachkommt oder 

3. der Meldepflicht nach § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2 
-oder Absatz 4 Satz 1 nicht rechtzeitig, nicht rich- 
tig oder nicht vollständig nachkommt. 

(2) Ordnungswidrig handelt der zur Abgabe Ver- 
pflichtete, der vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 27 Abs. 1 Satz 1 die Summe der sich 
nach § 25 ergebenden Beträge nicht rechtzeitig 
oder nicht richtig meldet, 

2. entgegen § 28 Satz 1 Aufzeichnungen nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig führt oder 

3. der Auskunfts- oder Vorlagepflicht nach § 29 
Abs. 1 auf Verlangen nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig nachkommt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Künstlersozialkasse. 

ZWEITER TEIL 

Errichtung einer Künstlersozialkasse 

§ 37 

(1) Für Zwecke der Sozialversicherung der selb- 
ständigen Künstler und Publizisten nach diesem Ge- 
setz wird eine rechtsfähige bundesunmittelbare An- 
stalt des öffentlichen Rechts mit der Bezeichnung 
„Künstlersozialkasse“ errichtet. 

(2) Der Sitz der Künstlersozialkasse ist Wil- 
helmshaven 

§ 38 

(1) Bei der Künstlersozialkasse wird ein Beirat 
aus Persönlichkeiten aus den Kreisen der Versicher- 


ten und der zur Künstlersozialabgabe Verpflichte- 
ten gebildet. Dabei sollen die Bereiche Wort, Musik, 
darstellende und bildende Kunst möglichst ange- 
messen vertreten sein. 

(2) Aufgabe des Beirats ist es, den Leiter der 
Künstlersozialkasse bei der Erfüllung seiner Aufga- 
ben zu beraten. 

(3) Die Mitglieder des Beirats sowie ihre Stellver- 
treter werden vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung berufen. Dabei sollen Vorschläge von 
Verbänden, die die Interessen der Versicherten oder 
der zur Künstlersozialabgabe Verpflichteten vertre- 
ten, nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Ein 
Mitglied des Beirats kann aus wichtigem Grund vor 
Ablauf der Amtsdauer abberufen werden. 

(4) Die §§ 40 bis 42 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch über Ehrenämter, Entschädigung der 
ehrenamtlich Tätigen und Haftung gelten sinnge- 
mäß. 


§ 39 

(1) Den Widerspruchsbescheid im Vorverfahren 
nach § 85 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes erläßt ei- 
ner der bei der Künstlersozialkasse zu bildenden 
Ausschüsse. Es wird jeweils ein Ausschuß für die Be- 
reiche Wort, Musik, darstellende Kunst und bildende 
Kunst errichtet. 

(2) Jeder Ausschuß setzt sich aus zwei Mitglie- 
dern des Beirats, und zwar je einem Vertreter der 
Versicherten und der nach § 24 Abs. 1 oder 2 zur Ab- 
gabe Verpflichteten, und einem Vertreter der Künst- 
lersozialkasse zusammen. Die Mitglieder der Aus- 
schüsse werden auf Vorschlag des Beirats durch den 
Leiter der Künstlersozialkasse berufen. 

(3) Die Mitglieder der Ausschüsse sind unabhän- 
gig und nur dem Gesetz unterworfen. 

(4) Für die Mitglieder des Beirats in den Aus- 
schüssen gilt § 38 Abs. 4. 


§ 40 

(1) Der Leiter der Künstlersozialkasse führt die 
Geschäfte und vertritt die Künstlersozialkasse ge- 
richtlich und außergerichtlich. 

(2) Die Aufgaben der Künstlersozialkasse wer- 
den von Beamten und von Dienstkräften, die als An- 
gestellte oder Arbeiter beschäftigt sind, wahrgenom- 
men. 


§ 41 

(1) Die Künstlersozialkasse ist Dienstherr im 
Sinne des § 121 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 
Die Beamten sind mittelbare Bundesbeamte. Ober- 
ste Dienstbehörde des Leiters und der übrigen Be- 
amten ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung ernennt und entläßt die Beamten der Künstler- 
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sozialkasse, soweit ihm das Recht zur Ernennung 
und Entlassung von Bundesbeamten allgemein 
übertragen ist. Er kann diese Befugnis auf den Lei- 
ter der Künstlersozialkasse weiterübertragen. 


§ 42 

(1) Auf die Angestellten und Arbeiter der Künst- 
lersozialkasse sind die für Arbeitnehmer des Bun- 
des jeweils geltenden Tarifverträge und sonstigen 
Bestimmungen anzuwenden. Ausnahmen bedürfen 
der vorherigen Zustimmung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung. Die Zustimmung er- 
geht im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern. 

(2) Arbeitsverträge mit Angestellten der Künst- 
lersozialkasse, die eine Vergütung nach der Vergü- 
tungsgruppe IV b der Vergütungsordnung zum Bun- 
des-Angestelltentarifvertrag oder eine höhere Ver- 
gütung erhalten sollen, bedürfen der vorherige^ Zu- 
stimmung des Bundesversicherungsamtes. Entspre- 
chendes gilt für die Änderung von Arbeitsverträgen, 
insbesondere für die Übertragung einer höher zu be- 
wertenden Tätigkeit. 


§ 43 

(1) Die Künstlersozialklasse weist die zu erwar- 
tenden Einnahmen, voraussichtlich zu leistenden 
Ausgaben und voraussichtlichen Verpflichtungser- 
mächtigungen in einem Haushaltsplan aus. Auf die 
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans, 
die Zahlungen, die Buchführung und die Rechnungs- 
legung sind die für die Träger der Rentenversiche- 
rung jeweils geltenden Bestimmungen, mit Aus- 
nahme des Kontenrahmens, entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Die Künstlersozialkasse erstellt einen 
eigenen Kontenrahmen. Er bedarf der Genehmi- 
gung des Bundesversicherungsamtes. 

(3) Der Leiter der Künstlersozialkasse stellt den 
Haushaltsplan fest. Er hat den Beirat zu hören. 

(4) Der Haushaltsplan bedarf zu seiner Wirksam- 
keit der Genehmigung des Bundesversicherungsam- 
tes, die sich auch auf die Zweckmäßigkeit der An- 
sätze erstreckt. Der Haushaltsplan ist dem Bundes- 
versicherungsamt spätestens am 1. Oktober vor Be- 
ginn des Haushaltsjahres vorzulegen. 

(5) Soweit der Haushaltsplan zu Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht genehmigt ist, kann das 
Bundesversicherungsamt zulassen, daß die Künst- 
lersozialkasse die Ausgaben leistet, die unvermeid- 
bar sind, um ihre rechtlich begründeten Verpflich- 
tungen und Aufgaben zu erfüllen. 

(6) Im Falle eines unvorhergesehenen und unab- 
weisbaren Bedürfnisses, für das Ausgaben im Haus- 
haltsplan nicht oder nicht in ausreichender Höhe 
veranschlagt sind, kann der Leiter der Künstlersozi- 
alkasse mit Einwilligung des Bundesversicherungs- 
amtes überplanmäßige und außerplanmäßige Aus- 
gaben leisten. 


(7) Nach Ende des Haushaltsjahres hat der Lei- 
ter der Künstlersozialkasse eine Rechnung aufzu- 
stellen. Die Rechnung umTaßt auch den Bestand, die 
Einnahmen und Ausgaben der Liquiditätsreserve 
und des sonstigen Vermögens. Sie ist vom Bundes- 
versicherungsamt zu prüfen. Das Bundesversiche- 
rungsamt erteilt die Entlastung. 


§44 

(1) Die Künstlersozialkasse hat kurzfristig ver- 
fügbare Mittel zur Bestreitung ihrer laufenden Aus- 
gaben sowie zum Ausgleich von Einnahme und Aus- 
gabeschwankungen (Betriebsmittel) bereitzuhalten. 
Die Betriebsmittel sollen im Betrag mindestens 
einer Zweimonatsausgabe nach dem Durchschnitt 
des voraufgegangenen Kalenderjahres entsprechen 
(Liquiditätssoll). 

(2) Solange das Liquiditätssoll nicht vorhanden 
ist, hat die Künstlersozialkasse zur Auffüllung der 
Betriebsmittel jährlich mindestens 1 vom Hundert 
des im Haushaltsplan vorgesehenen Einnahmesolls 
(Auffüllungssoll) den Betriebsmitteln zuzuführen. 

§ 45 

§ 80 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gilt ent- 
sprechend. 

§ 46 

Die Aufsicht über die Künstlersozialkasse führt 
das Bundesversicherungsamt, soweit dieses Gesetz 
nichts Abweichendes bestimmt. 


§ 47 

Die Künstlersozialkasse hat die Versicherten und 
die zur Künstlersozialabgabe Verpflichteten über 
ihre Rechte und Pflichten aufzuklären und zu bera- 
ten. 

§ 48 

Die Satzung der Künstlersozialkasse erläßt der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung durch 
Rechtsverordnung. Die Satzung regelt insbesondere 
das Nähere zu § 38 (Beirat) und § 39 (Ausschüsse). 

DRITTER TEIL 

Änderung von Gesetzen 

§ 49 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
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dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 
1979 (BGBL I S. 2241), wird wie folgt geändert: 

1. § 166 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Worte „Lehrer, Er- 
zieher und Musiker“ durch die Worte „Leh- 
rer und Erzieher“ ersetzt 

b) Nummer 3 wird gestrichen. 

2. Nach § 180 wird folgender § 180 a eingefügt: 

„§ 180 a 

(1) Für die nach dem Künstlersozialversiche- 
rungsgesetz Versicherten gilt als Grundlohn der 
360. Teil des voraussichtlichen Jahresarbeits- 
einkommens, das sie aus der Tätigkeit als selb- 
ständige Künstler und Publizisten erzielen. 

(2) Der Grundlohn beträgt höchstens den in 
§ 180 Abs. 1 Satz 3 genannten Betrag, minde- 
stens jedoch den 180. Teil der monatlichen Be- 
zugsgröße.“ 

3. Dem § 182 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die nach dem Künstlersozialversiche- 
rungsgesetz Versicherten beginnt der Anspruch 
auf Krankengeld mit Beginn der 7. Woche der 
Arbeitsunfähigkeit.“ 

4. § 306 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „in den Absät- 
zen 2 bis 5“ durch die Worte „in den folgen- 
den Absätzen“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Die Mitgliedschaft der nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz Versi- 
cherten beginnt mit dem Tage, an dem die 
Künstlersozialkasse die Versicherungs- 
pflicht feststellt. Beruht die Festellung auf 
einer Meldung des Versicherten nach § 16 
Abs. 1 des Künstlersozialversicherungsge- 
setzes, so beginnt die Mitgliedschaft mit dem 
Tage des Eingangs der Meldung, frühestens 
mit dem Tage, an dem die Voraussetzungen 
für die Versicherung erfüllt sind. Im Falle 
der Versicherung auf Antrag nach § 6 Abs. 3 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
beginnt die Mitgliedschaft mit dem Tage des 
Eingangs des Antrages.“ 

5. In § 312 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

„(4 a) Die Mitgliedschaft der nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz Versicher- 
ten endet mit dem Tage, an dem die Künstlerso- 
zialkasse feststellt, daß der Versicherte nicht 
mehr versicherungspflichtig ist. Sie endet ohne 
Feststellung mit dem Beginn des Tages, an dem 
nach § 5 des Künstlersozialversicherungsgeset- 
zes Versicherungsfreiheit eintritt.“ 

6. In § 313 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„§ 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4“ die Worte „oder nach 
dem Künstlersozialversicherungsgesetz“ einge- 
fügt. 

7. Nach § 318 c wird folgender § 318 d eingefügt: 


»§318d 

Die Künstlersozialkasse hat Beginn und Ende 
der Versicherung sowie das beitragspflichtige 
Arbeitseinkommen der nach dem Künstlersozi- 
alversicherungsgesetz Versicherten der zustän- 
digen Krankenkasse zu melden. Der Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung bestimmt 
durch Rechtsverordnung Art, Form, Inhalt und 
Zeitpunkt der Meldungen.“ 

8. § 380 erhält folgende Fassung: 

„§ 380 

Die Mittel für die Krankenversicherung sind 
von den Arbeitgebern, den Versicherten, den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter, 
dem Träger der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, dem Bund sowie der Künstlersozial- 
kasse nach Maßgabe der folgenden Vorschrif- 
ten aufzubringen.“ 

9. Nach § 381a wird folgender § 381b eingefügt: 

„§ 381 b 

Die Beiträge für die nach dem Künstlersozial- 
versicherungsgesetz Versicherten trägt die 
Künstlersozialkasse.“ 

10. § 393 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Die Beiträge nach § 381 Abs. 3 a hat der Re- 
habilitationsträger einzuzahlen; die Beiträge 
nach § 381b hat die Künstlersozialkasse ein- 
zuzahlen.“ 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die Beiträge für die nach dem Künst- 
lersozialversicherungsgesetz Versicherten 
sind monatlich vorläufig nach § 385 Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 180 a zu berech- 
nen. Sie sind nach Ablauf eines Kalenderjah- 
res nach dem für dieses Kalenderjahr er- 
mittelten Jahresarbeitseinkommen bis zur 
Höhe der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
(§ 165 Abs. 1 Nr. 2), mindestens nach einem 
Sechstel der jährlichen Bezugsgröße endgül- 
tig zu bemessen; als Beitragssatz gilt der 
Durchschnitt der nach Satz 1 maßgeblichen 
Beitragssätze der Krankenkasse in dem Ka- 
lenderjahr. Die nach Satz 1 geleisteten Zah- 
lungen gelten als Abschlagszahlungen; sie 
sind nach Ablauf des Kalenderjahres bis 
zum 31. Juli des Folgejahres mit den endgül- 
tig nach Satz 2 zu leistenden Zahlungen aus- 
zugleichen. Hat die Versicherung nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz nur für 
Teile des Kalenderjahres bestanden, so sind 
die in Satz 2 genannte Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze und die in Satz 2 genannte 
Mindestbemessungsgrundlage nur mit dem 
entsprechenden Teil zu berücksichtigen.“ 

11. § 475 c wird gestrichen. 

12. In § 505 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„errichtet ist“ die Worte „oder den sie nach § 4 
Abs. 1, 4 und 4 a der Zwölften Verordnung zum 
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Aufbau der Sozialversicherung (Ersatzkassen 
der Krankenversicherung) in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8230 — 13, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
15. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2241), aufnehmen 
darf“ eingefügt. 

13. In § 514 Abs. 2 wird hinter den Worten „§§ 318,“ 
das Wort „318 d“ eingefügt. 

14. Nach § 515 a wird folgender § 515 b eingefügt: 

„§515b 

(1) Für die nach dem Künstlersozialversiche- 
rungsgesetz Versicherten hat die Künstlersozi- 
alkasse die Beiträge zu tragen. Sind diese Bei- 
träge höher als die von ihr nach § 393 Abs. 2 zu 
tragenden Beiträge, so erhebt die Künstlersozi- 
alkasse den übersteigenden Betrag von dem 
Versicherten. 

(2) Die Künstersozialkasse hat die Beiträge 
an den durch die Satzung der Ersatzkasse be- 
stimmten Tagen einzuzahlen.“ 

§ 50 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Juli 
1979 (BGBl. I S. 1189), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „Lehrer, 
Erzieher und Musiker“ durch die Worte „Leh- 
rer und Erzieher“ ersetzt. 

b) Absatz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. selbständige Künstler und Publizisten 
nach Maßgabe des Künstlersozialversi- 
cherungsgesetzes.“ 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Die Versicherungspflicht nach Ab- 
satz 1 Nr. 4 beginnt mit dem Tage, an dem die 
Künstlersozialkasse die Versicherungspflicht 
feststellt; beruht diese Feststellung auf einer 
Meldung des Versicherten nach § 16 Abs. 1 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes, so 
beginnt die Versicherungspflicht mit dem 
Tage der Meldung, frühestens mit dem Tage, 
an dem die Voraussetzungen für die Versiche- 
rung erfüllt sind. Die Versicherungspflicht 
nach Absatz 1 Nr. 4 endet mit dem Tage, an 
dem die Künstlersozialkasse feststellt, daß 
der Versicherte nicht mehr versicherungs- 
pflichtig ist; sie endet ferner mit dem Tage, an 
dem nach § 4 Nr. 1 oder 3 bis 6 des Künstlerso- 
zialversicherungsgesetzes Versicherungsfrei- 
heit eintritt.“ 

2. In § 82 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(11) Bei den nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 Versicherten 
steht der Künstlersozialkasse Antragsrecht und 
Erstattungsanspruch zu. Sie kann dieses Recht 


nur im Einvernehmen mit den Versicherten oder 
den nach Absatz 3 Berechtigten ausüben.“ 

3. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Buchstabe b wird das Komma am 
Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgen- 
der Halbsatz eingefügt: „bei den nach § 2 
Abs. 1 Nr. 4 Versicherten gelten als Arbeits- 
einkommen auch der Anteil der Beitragsbe- 
rechnungsgrundlage, der dem nach § 14 Abs. 2 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes ver- 
wendeten Guthaben entspricht sowie auch 
Vergütungen für die Verwertung und Nut- 
zung urheberrechtlich geschützter Werke 
oder Leistungen.“ 

b) In Absatz 4 erhält Buchstabe b folgende Fas- 
sung: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3, 5, 6 und 11 von dem Versicherten allein; 
bei Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
von der Künstlersozialkasse,“. 

4. In § 114 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für Versicherte nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 ist niedrig- 
ste jährliche Beitragsberechnungsgrundlage das 
Zwölffache dieses Betrages.“ 

5. Nach § 126 wird folgender § 126 a eingefügt: 

„§ 126 a 

(1) Der Beitrag für die nach §2 Abs. 1 Nr. 4 
Versicherten wird von der Künstlersozialkasse 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften ent- 
richtet. 

(2) Der Beitrag bemißt sich nach dem Arbeits- 
einkommen des Versicherten höchstens bis zu 
der nach §112 Abs. 2 für Jahresbezüge festge- 
setzten Beitragsbemessungsgrenze, mindestens 
jedoch nach der nach § 114 Abs. 1 Satz 2 festge- 
setzten Mindestbeitragsberechnungsgrundlage. 
Hat die Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 nur für 
Teile des Kalenderjahres bestanden, so sind die 
Beitragsbemessungsgrenze und die Mindestbei- 
tragsberechnungsgrundlage nur mit dem ent- 
sprechenden Teil zu berücksichtigen. Für nach’- 
gewiesene Ausfallzeiten sind die Beitragsbemes- 
sungsgrenze und die Mindestbeitragsberech- 
nungsgrundlage entsprechend herabzusetzen. 

(3) Die Beiträge für die nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
Versicherten werden für ein Kalenderjahr bis 
zum 31. Juli des Folgejahres von der Künstlerso- 
zialkasse entrichtet. Die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte kann monatlich Vor- 
schüsse auf die Beitragszahlung verlangen. In 
diesem Fall muß der monatliche Vorschuß der 
Summe entsprechen, die sich aus den Abschlags- 
zahlungen an die Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung nach § 393 Abs. 2 Satz 1 der 
Reichsversicherungsordnung zuzüglich des zwei- 
fachen Betrages der nach § 8 des Künstlersozial- 
versicherungsgesetzes gezahlten Zuschüsse er- 
gibt. 

(4) Die Künstlersozialkasse hat die Versicher- 
ten, für die von ihr Beiträge zu entrichten sind, 
sowie die Höhe der beitragspflichtigen Arbeits- 


13 



Drucksache 9/26 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


einkommen und dqr Beiträge der Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte zu melden. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bestimmt durch Rechtsverordnung Art, Form, In- 
halt und Zeitpunkt der Meldungen.“ 

6. § 159 wird wie folgt geändert: 

Hinter das Wort „Einzugsstellen“ werden die 
Worte „und der Künstlersozialkasse“ eingefügt. 

§51 

Änderung der Zwölften Verordnung zum Aufbau 
der Sozialversicherung 

In Artikel 2 § 4 der Zwölften Verordnung zum Auf- 
bau der Sozialversicherung (Ersatzkassen der Kran- 
kenversicherung) in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8230-13, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1979 (BGBl.I 
S. 2241), wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

„(4 a) Die Ersatzkassen dürfen die nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz Versicherten 
aufnehmen, wenn diese im Zeitpunkt der Aufnahme 
in dem Bezirk wohnen, für den die Ersatzkasse zuge- 
lassen ist. Die Mitgliedschaft bei der Ersatzkasse be- 
freit von der Mitgliedschaft bei der zuständigen 
Krankenkasse.“ 

VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§52 

(1) Wer mit Inkrafttreten dieses Gesetzes oder in- 
nerhalb der ersten fünf Jahre danach in der Renten- 
versicherung der Angestellten versicherungspflich- 
tig wird, wird auf Antrag von dieser Versicherungs- 
pflicht befreit, sofern er nicht zu den in § 53 bezeich- 
neten Versicherten gehört. 

(2) Voraussetzung für die Befreiung ist, daß er 

1. das fünfzigste Lebensjahr vollendet hat 
oder 

2. mit einem öffentlichen oder privaten Versiche- 
rungsunternehmen für sich und seine Hinterblie- 
benen einen Versicherungsvertrag für den Fall 
der Invalidität, des Todes und des Erlebens des 
65. oder eines niedrigeren Lebensjahres abge- 
schlossen hat, die Beiträge für diese Versiche- 
rung mindestens dem Betrag entsprechen, der 
bei Versicherungspflicht in der Angesteiltenver- 
sicherung von einem Arbeitseinkommen in Höhe 
der halben Beitragsbemessungsgrenze (§ 112 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes) 
zu entrichten wäre, und die Leistungen nach dem 
Versicherungsvertrag jährlich mit bestimmten 
Steigerungsraten erhöht werden oder 

3. von einer Einrichtung, die nach § 8 des Gesetzes 
über die Wahrnehmung von Urheberrechten und 
von verwandten Schutzrechten vom 9. Septem- 
ber 1965 (BGBl. I S. 1294), zuletzt geändert durch i 


Artikel 287 Nr. 21 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469), durch eine Verwertungsgesell- 
schaft errichtet worden ist, im Zeitpunkt der Be- 
freiung satzungsgemäß für den Fall der Invalidi- 
tät und des Alters sowie für seine Hinterbliebe- 
nen Leistungen erwarten kann, die zusammen 
mit den über die Verwertungsgesellschaft bezo- 
genen urheberrechtlichen Vergütungen minde- 
stens einer Rente aus der Angestelltenversiche- 
rung entsprechend, deren Berechnung 40 anrech- 
nungsfähige Versicherungsjahre und ein Vom- 
hundertsatz der persönlichen Bemessungs- 
grundlage von 100 zugrunde liegt, wenn diese 
Leistungen jährlich erhöht werden. 

(3) Die Befreiung von der Versicherungspflicht in 
der Rentenversicherung nach diesem Gesetz ist nur 
zulässig, wenn der zu Befreiende dies bis zum 
30. September 1986 bei der Künstlersozialkasse be- 
antragt. Die Befreiung wirkt vom Beginn des Mo- 
nats an, in dem der Antrag gestellt worden ist, und 
kann nicht widerrufen werden. 

(4) Über den Befreiungsantrag entscheidet die 
Künstlersozialkasse. 

(5) Wer nach dieser Vorschrift befreit ist, kann je- 
des Mal, wenn er von einem nach § 24 zur Abgabe 
Verpflichteten Entgelt erhält, von diesem einen Zu- 
schlag zur anteilmäßigen Deckung der Aufwendun- 
gen nach Absatz 2 Nr. 2 verlangen. 


§53 

Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes selbstän- 
diger Künstler oder Publizist im Sinne des § 2 dieses 
Gesetzes ist und bis zu diesem Zeitpunkt nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4 oder 11 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
der Reichsversicherungsordnung versichert ist, ist 
abweichend von § 2 Abs. 3 erster Halbsatz des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes ohne Feststellung der 
Künstlersozialkasse nach diesem Gesetz in der Ren- 
tenversicherung der Angestellten versicherungs- 
pflichtig. 

§54 

(1) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bei ei- 
nem Krankenversicherungsunternehmen versi- 
chert ist und für sich und seine Angehörigen, für die 
ihm Familienhilfe zustehen würde, Vertragsieistun- 
gen erhält, die der Art nach bei einer Mitgliedschaft 
in der gesetzlichen Krankenversicherung den Lei- 
stungen der Krankenhilfe entsprechen, wird auf An- 
trag von der Versicherungspflicht in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung nach diesem Gesetz be- 
freit. 

(2) Der Antrag ist binnen drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der Künstlersozi- 
alkasse zu stellen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend. Die 
Befreiung wirkt vom Beginn der Versicherungs- 
pflicht an und kann nicht widerrufen werden. Sie ist 
ausgeschlossen, wenn bereits Leistungen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung in Anspruch genom- 
men worden sind. Die Vorschriften des § 8 über ei- 
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nen Zuschuß zum Krankenversicherungsbeitrag fin- 
den Anwendung. 

(3) Über den Befreiungsantrag entscheidet die 
Künstlersozialkasse. 


§55 

§ 6 gilt auch für Künstler und Publizisten, die ihre 
Tätigkeit nach dem 1. Oktober 1976 aufgenommen 
haben. 

§56 

Für selbständige Künstler, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach § 166 Nr. 2 oder 3 der Reichs- 
versicherungsordnung versichert sind, bleibt die 
Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung unabhängig von der Feststellung der Versiche- 
rungspflicht durch die Künstlersozialkasse beste- 
hen. 

§57 

Für das Jahr des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
und die beiden folgenden Jahre gelten die nachste- 
henden Besonderheiten: 

1. Wenn mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die Vor- 
aussetzungen für die Befreiung von der Kran- 
kenversicherungspflicht nach § 7 Abs. 1 vorlie- 
gen, ist der Antrag nach § 7 Abs. 2 bis zum 31. De- 
zember 1981 zu stellen. In diesem Fall wirkt die 
Befreiung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens an, 

2. Für den Beitragssatz nach § 13 Abs. 2 ist für die 
Jahre 1981 und 1982 der vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung zum 1. Juli 1981 festge- 
stellte durchschnittliche Beitragssatz maßge- 
bend. 

3. Wer nach § 24 zur Abgabe verpflichtet ist, hat bis 
zum 31. März 1982 die Entgeltsumme zu melden, 
die sich nach § 25 für das Jahr 1981 ergeben hätte. 
Die Bemessungsgrundlage der für das Jahr 1981 
geschuldeten Künstlersozialabgabe beträgt ein 
Drittel dieses Betrages. Der Vomhundersatz der 
Künstlersoziaiabgabe beträgt für die Jahre 1981 
und 1982 5 vom Hundert. 

4. Der zur Abgabe Verpflichtete hat bis zum 31. Ok- 
tober 1981 die Entgeltsumme zu melden, die sich 
nach §25 für das Jahr 1980 ergeben hätte. Als 


Vorauszahlung nach § 27 Abs. 2 hat er für die Zeit 
vom 1. Oktober 1981 bis zum 28. Februar 1982 
5 vom Hundert eines Zwölftels dieses Betrages 
zu leisten. Als Vorauszahlung für die Zeit vom 

1. März 1982 bis zum 28. Februar 1983 hat er 
5 vom Hundert eines Zwölftels des Betrages zu 
leisten, der sich aufgrund der Meldung nach 
Nummer 3 Satz 1 ergibt. 


§58 

Die Künstlersozialkasse erhält für die Jahre 1981 
bis 1983 ein zinsloses Darlehen aus Bundesmitteln, 
rückzahlbar in gleichbleibenden jährlichen Raten in 
den Jahren 1985 bis 1987. Die Raten sind mit dem 
Bundeszuschuß zu verrechnen. 


§59 

Bis zum 30. September 1981 werden die Verwal- 
tungskosten der Künstlersozialkasse durch einen 
Zuschuß des Bundes aufgebracht Der Zuschuß be- 
trägt höchstens 6 Millionen DM. 


§60 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§61 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 am 1. Oktober 1981 in Kraft. 

(2) Am Tag nach der Verkündung treten in 

Kraft: 

1. Der zweite Teil, 

2. § 28 Satz 3, 

3. § 49 Nr. 7 insoweit, als danach in die Reichsversi- 
cherungsordnung § 318 d Satz 2 eingefügt wird, 

4. § 50 Nr. 5 insoweit, als dadurch in das Angestell- 
tenverischerungsgesetz § 126 a Abs. 4 Satz 2 ein- 
gefügt wird und 

5. §59. 


Bonn, den 27. November 1980 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A, Allgemeiner Teil 

Nach der Auffassung der Fraktionen von SPD und 
FDP ist die Förderung von Kunst und Kultur selbst- 
verständliche Aufgabe eines Staates, der sich nicht 
nur als Rechts- und Sozialstaat, sondern auch als 
Kulturstaat versteht Bei der weiteren kulturellen 
Entwicklung in unserem Staat muß dem Künstler 
und Publizisten und seiner Arbeit eine ganz wesent- 
liche Bedeutung zugemessen werden. 

Die Bundesregierung hat deshalb bereits in der ver- 
gangenen Legislaturperiode nach eingehenden An- 
hörungen und Gesprächen mit Künstlerverbänden 
aller Sparten die speziell die Künstler betreffenden 
Probleme aus allen wesentlichen Bereichen unserer 
Rechts- und Gesellschaftsordnung erfaßt und auf 
dieser Grundlage am 2. Juni 1976 ein Maßnahmen- 
bündel zur „Verbesserung der beruflichen und sozia- 
len Lage der Künstler und Publizisten“ verabschie- 
det Eine Reihe der dort beschlossenen Maßnahmen 
sind inzwischen verwirklicht worden, so z. B. im 
Steuerrecht bei der Arbeitsvermittlung und bei der 
Erweiterung des Arbeits- und Auftragsmarktes für 
Künstler (insbesondere Kunst und Bauen, stärkere 
Einbeziehung in die musisch-kulturelle Bildung, ver- 
besserte Filmförderung). Weitere Verbesserungs- 
maßnahmen, so z. B. im Urheberrecht und im Steu- 
errecht, sind in Vorbereitung oder werden ange- 
strebt 

Seiner Aufgabe kann der Künstler und Publizist je- 
doch nur gerecht werden, wenn auch seinen sozialen 
Belangen angemessen Rechnung getragen wird. Der 
vorgelegte Entwurf eines Künstlersozialversiche- 
rungsgesetzes ist daher einer der wichtigsten Vorha- 
ben des Maßnahmenbündels. 

Nach den Ergebnissen der Erhebungen zum Künst- 
lerbericht der Bundesregierung (Drucksache 7/3071) 
und ähnlichen Untersuchungen für Publizisten ha- 
ben sich jedoch auch nach der Öffnung der Renten- 
versicherung selbständige Künstler und Publizisten 
merklich schlechter für ihr Alter gesichert als der 
Durchschnitt aller anderen Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik; auch für den Krankheitsfall ist ein 
großer Teil der selbständigen Künstler unzurei- 
chend gesichert. Einer der wesentlichen Gründe 
hierfür ist nach diesen Untersuchungen in der häu- 
fig fehlenden Bereitschaft zu suchen, Vorsorge zu 
treffen und die damit verbundene Belastung, vor al- 
lem bei geringen Einkommen, auf sich zu nehmen. 

Andererseits ist der berufliche Lebensweg von 
Künstlern und Publizisten ungemein risikoreich, 
und die Einkommensverhältnisse unterliegen über- 
durchschnittlichen Schwankungen. Die Gründe 
hierfür sind vielschichtig: Die Abhängigkeit vom Pu- 
blikumsgeschmack oder geistigen Modeströmun- 
gen, denen die Künstler sich vielfach aus ihrem 
Selbstverständnis heraus nicht anpassen können 


oder wollen, kann u. U von heute auf morgen eine 
Karriere beenden oder auch einen Aufstieg von 
vornherein verhindern. 

Eine häufig mangelnde Vorsorgebereitschaft auf der 
einen Seite, das hohe Berufsrisiko auf der anderen 
Seite begründen ein erhöhtes soziales Schutzbedürf- 
nis der Kulturschaffenden. Es ist für einen Teil die- 
ses Personenkreises bereits vom Gesetzgeber aner- 
kannt: Selbständige Musiker, Kunsterzieher und 
selbständige Artisten sind in der Rentenversiche- 
rung und der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherungspflichtig. Nachdem die Autorenen- 
quete und die Künstle renquete herausgestellt ha- 
ben, daß der gesamte Personenkreis sozial schutzbe- 
dürftig ist, wird durch das vorliegende Gesetz diese 
Versicherungspflicht auf alle selbständigen Künst- 
ler und Publizisten ausgedehnt, soweit sie nicht 
schon anderweitig kraft Gesetzes sozial gesichert 
sind. 

Das allein genügt jedoch nicht. Da die Inanspruch- 
nahme von künstlerischen Werken und Leistungen 
für die materielle Existenz nicht zwingend notwen- 
dig ist, die Nachfrage nach Kunst daher ganz beson- 
ders elastisch ist, hat der überwiegende Teil der 
Künstler und Publizisten, vor allem diejenigen, die 
sich noch keinen Namen erringen konnten, eine 
schwache Stellung am Markt. Diese hindert sie dar- 
an, als einzelner einen Teil ihrer Beitragslast auf 
ihre Abnehmer zu überwälzen. Künstler und Publi- 
zisten werden daher — wie Arbeitnehmer — nur mit 
dem halben Beitrag belastet; die andere Beitrags- 
hälfte wird durch eine Künstlersozialabgabe und ei- 
nen Bundeszuschuß aufgebracht. 

Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage vor allem 
von Unternehmern erhoben, deren Unternehmen 
darauf ausgerichtet sind, ständig Werke und Lei- 
stungen selbständiger Künstler und Publizisten ge- 
gen Entgelt in Anspruch zu nehmen und daraus Ein- 
nahmen zu erzielen. Die Künstlersozialabgabe wird 
von der Gesamtheit aller Entgelte (z. B. Honorare, 
Gagen, Kaufpreise) berechnet, die der professionelle 
Vermarkter an Künstler oder Publizisten für Werke 
oder Leistungen zahlt, die sie in selbständiger Tätig- 
keit erbracht haben. 

Diese Regelung findet ihre Rechtfertigung darin, 
daß die Werke und Leistungen der selbständigen 
Kulturschaffenden meist überhaupt erst durch das 
Zusammenwirken mit dem Vermarkter (Verleger, 
Schallplattenproduzent, Konzertdirektion, Theater, 
Galerie und anderen) dem Endabnehmer zugänglich 
werden. Die selbständig Lehrenden des Kulturbe- 
reichs tragen zu diesem Vermarktungsprozeß inso- 
fern bei, als sie durch ihre lehrende Tätigkeit beim 
Kulturschaffenden den Grundstein für seine künf- 
tige Tätigkeit legen oder aber beim Endabnehmer 
den Weg dafür bereiten, daß er künftig Kulturpro- 
dukte abnimmt. Lehrende, schaffende und Ver- 
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markter bilden eine Einheit, die erst durch ihr Zu- 
sammenwirken ein kulturelles Leben ermöglichen. 
Die Kulturschaffenden (einschließlich der Lehren- 
den) bringen dabei — wie Arbeitnehmer — ihre per- 
sönliche Arbeitsleistung ein, während die Ver- 
markter — wie Arbeitgeber — vorwiegend ihre tech- 
nischen Apparate (z. B. Druckereien und andere 
Vervielfältigungseinrichtungen) und ihre kaufmän- 
nischen Fähigkeiten und organisatorischen Voraus- 
setzungen (Verteilernetz) zur Verfügung stellen. 
Erst dadurch kommt die eigentliche Vermarktung 
zustande, fließt das Entgelt für die Leistung des Kul- 
turschaffenden. 

Diese enge Verbindung, die typisch ist für die Kultur- 
berufe und sie von allen anderen freien Berufen un- 
terscheidet, die in der Regel in nur fallweisen Ver- 
tragsverhältnissen ihre Leistungen und Produkte 
unmittelbar an ihre Endabnehmer (Kunden) veräu- 
ßern, ist die innere Begründung, die Vermarkter an 
der Finanzierung der Sozialversicherungsbeiträge 
der Kulturschaffenden — ähnlich, wie Arbeitgeber 
— zu beteiligen. Das gilt um so mehr, als nach dem 
Künstlerbericht der Bundesregierung (Drucksache 
7/3071 S. 30 Tabelle 19, Zeilen 13 und 14) zwischen 
selbständigen Künstlern und ihren Vertragspart- 
nern in nicht unerheblichem Maße längerfristige 
Beziehungen bestehen. 

Daß dies nicht — wie zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern — individuell, sondern pauschal im 
Wege einer Umlage geschieht, hat seinen Grund wie- 
derum in den Besonderheiten des Kulturmarktes. 
Anders als dort, wo durch die Tarifverträge Mindest- 
entgelte festgesetzt sind, werden hier die Entgelte 
von Fall zu Fall frei ausgehandelt. Der einzelne Kul- 
turschaffende ist aber vielfach aufgrund seiner Posi- 
tion dem Vermarkter gegenüber nicht in der Lage, 
ein günstiges Entgelt für sein Werk oder seine Lei- 
stung durchzusetzen, geschweige denn, dazu einen 
Zuschlag für seine soziale Sicherung auszuhandeln. 
Hinzu kommt, daß die Zahlung eines individuellen 
Beitragsanteils auf unüberwindliche praktische 
Schwierigkeiten stoßen würde, die sich daraus erge- 
ben, daß der selbständige Kulturschaffende oft für 
eine Mehrzahl von Vermarktern in wechselndem 
Umfang tätig wird. 

Daher wird solidarisch die Gruppe der Vermarkter 
als Gesamtheit zur Finanzierung der Beiträge der 
Gesamtheit der Kulturschaffenden im Wege der 
Umlage herangezogen, und zwar in dem Umfang, in 
dem sie Leistungen und Werke der Kulturschaffen- 
den in Anspruch nimmt, d. h. Entgelte dafür zahlt. 

Dabei ist eine gewisse Deckungsungleichheit zwi- 
schen der Gruppe der abgabepflichtigen Vermarkter 
und der Gruppe der begünstigten Versicherten un- 
vermeidlich: Für einen Vermarkter können in wech- 
selndem Umfang sowohl nach diesem Gesetz Versi- 
cherten wie auch — wegen bereits vorhandener an- 
derer gesetzlicher sozialer Sicherung — nicht versi- 
cherte Künstler und Publizisten selbständig tätig 
sein. Dennoch müssen auch die Entgelte, die der zur 
Abgabe Verpflichtete an nicht nach diesem Gesetz 
Versicherte zahlt, zur Berechnung seiner Abgabe- 
last herangezogen werden. Der zur Abgabe Ver- 
pflichtete mag dies besonders in dem Extremfall, in 
dem allein nicht versicherte Künstler und Publizi- 


sten für ihn tätig sind, als unbillig empfinden. Eine 
Ausnahme zugunsten der Honorare an Nichtversi- 
cherte wdirde jedoch wegen der damit verbundenen 
Abgrenzungs- und Nachweisprobleme das Abgabe- 
verfahren erheblich erschweren. Vor allem aber 
würde sie zu einem ungerechtfertigten Konkurrenz- 
vorteil für die Nichtversicherten führen. 

Eine weitere Deckungsungleichheit ergibt sich dar- 
aus, daß selbständige Künstler und Publizisten in 
wechselndem Ausmaß ihre Werke und Leistungen 
nicht über professionelle Vermarkter, sondern un- 
mittelbar an Endabnehmer (z. B. Privatkunden) er- 
bringen. Hier mag es als unbillig angesehen werden, 
die Vermarkter im Extremfall zur Mitfinanzierung 
der sozialen Sicherung auch von solchen selbständi- 
gen Künstlern und Publizisten heranzuziehen, die 
überhaupt keinerlei vertragliche Beziehung zu ih- 
nen haben, sondern ihre Leistungen allein an End- 
abnehmer erbringen. 

Um mögliche Einwände auszuräumen, ist ein Zu- 
schuß aus Haushaltsmitteln des Bundes vorgesehen. 
Insoweit trägt auch die Gesamtheit der Bürger zur 
sozialen Sicherung derjenigen bei, die die Voraus- 
setzungen für das kulturelle Leben dieser Gesell- 
schaft schaffen. 

Die Künstlerenquete hat bei den ersten versiche- 
rungspflichtigen selbständigen Kulturschaffenden 
ein „Versicherungsdefizit“ ermittelt, obwohl diese 
seit ca. 50 Jahren zum pflichtversicherten Personen- 
kreis in der Sozialversicherung gehören. Von seiten 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und 
der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
bestehen erhebliche Schwierigkeiten, diesen Kreis 
der Pflichtversicherten voll zu erfassen, weil die So- 
zialversicherung grundsätzlich auf die Meldepflicht 
des Arbeitgebers abstellt, die in diesem Bereich 
nicht gegeben ist. Daher sieht das Gesetz zur Durch- 
führung der Sozialversicherung der selbständigen 
Künstler und Publizisten die Errichtung einer 
Künstlersozialkasse als rechtsfähige Anstalt des öf- 
fentlichen Rechts vor. Sie hat insbesondere die Auf- 
gabe, die Versicherten und die zur Künstlersozialab- 
gabe Verpflichteten zu erfassen, die Beiträge der 
Versicherten und die Künstlersozialabgabe einzu- 
ziehen und aus diesen Mitteln sowie dem Bundeszu- 
schuß die Beiträge zugunsten der Künstler und Pu- 
blizisten an die Träger der Sozialversicherung abzu- 
führen, Dabei soll durch Besonderheiten des Verfah- 
rens der für selbständige Künstler und Publizisten 
typischen Situation Rechnung getragen werden, daß 
deren Einkommen unregelmäßig fließen und star- 
ken Schwankungen unterliegen. Die Erfüllung die- 
ser schwierigen Aufgaben bedingt eine besondere 
Sachnähe. Deshalb wird bei der Künstlersozialkasse 
ein Beirat von besonders sachkundigen Personen 
aus den Kreisen der Künstler und Publizisten sowie 
der zur Abgabe Verpflichteten gebildet. 

Für die Krankenversicherung gilt insofern eine be- 
sondere Regelung, als nach erstmaliger Aufnahme 
der Tätigkeit der Künstler in den ersten fünf Jahren 
ein Wahlrecht zwischen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung und einer gleichartigen Versicherung bei 
einem privaten Versicherungsunternehmen hat. Er 
kann sich danach von der Krankenversicherungs- 
pflicht befreien lassen, wenn er im Dreijahresdurch- 
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schnitt die Versicherungspflichtgrenze für Ange- 
stellte überschreitet. 

Künstler und Publizisten, die mit Inkrafttreten des 
Gesetzes oder innerhalb der ersten fünf Jahre da- 
nach in der Rentenversicherung der Angestellten 
versicherungspflichtig werden, können sich von der 
Versicherungspflicht befreien lassen, wenn sie das 
50. Lebensjahr vollendet oder bereits eine nach den 
im Gesetz festgelegten Kriterien hinreichende Al- 
terssicherung für sich und ihre Familien haben oder 
von einer Einrichtung, die von einer urheberrechtli- 
chen Verwertungsgesellschaft errichtet worden ist, 
die im Gesetz genannten Leistungen erwarten kön- 
nen. In der Krankenversicherung gilt eine entspre- 
chende Befreiungsmöglichkeit für diejenigen, für 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes eine der gesetzli- 
chen Krankenversicherung vergleichbare private 
Sicherung für den Krankheitsfall besteht. 

Durch diese Regelungen soll den individuellen Be- 
dürfnissen der einzelnen Künstler und Publizisten 
Rechnung getragen werden. Wer sich im Rahmen 
dieses Gesetzes für eine private Krankenversiche- 
rung entscheidet, erhält einen entsprechenden Zu- 
schuß zu seinem privaten Krankenversicherungs- 
beitrag. 

B. Besonderer Teil 

Zum ersten Teil 
Zu§ 1 

Durch diese Vorschrift wird grundsätzlich bestimmt, 
daß die selbständigen Künstler und Publizisten in 
die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 
und in der gesetzlichen Krankenversicherung einbe- 
zogen werden. 

Zu §2 

Diese Vorschrift enthält die grundsätzlichen Be- 
stimmungen über die Abgrenzung des vom Gesetz 
erfaßten Personenkreises. 

Hauptabgrenzungskriterium ist nach Absatz 1 die 
auf Dauer ausgeübte Erwerbstätigkeit. Es wird dar- 
auf verzichtet, im Wege der Aufzählung von Berufs- 
bezeichnungen die künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit im einzelnen zu definieren. Einer solchen 
Aufzählung steht die Vielfalt, Komplexität und Dy- 
namik der Erscheinungsformen künstlerischer und 
publizistischer Berufstätigkeit entgegen. Es wird je- 
doch davon ausgegangen, daß jedenfalls die im 
Künstlerbericht der Bundesregierung erfaßten Be- 
ruf sgruppen (Drucksache 7/3071, S. 7) sowie alle im 
Bereich Wort tätigen Autoren, insbesondere Schrift- 
steller und Journalisten, in die Regelung einbezogen 
sind. Von jeder Abgrenzung nach der Qualität der 
künstlerischen und publizistischen Tätigkeit ist ab- 
gesehen worden, wie das auch schon bei den bislang 
pflichtversicherten selbständigen Künstlern der 
Fall war. Für die soziale Sicherung kann lediglich 
das soziale Schutzbedürfnis maßgebend sein. 

Absatz 2 enthält zwei Einschränkungen des versi- 
cherungspflichtigen Personenkreises: 


In Nummer 1 wird darauf abgestellt, daß künstleri- 
sche und publizistische Leistungen im wesentlichen 
persönlich erbracht werden und sich daraus das ei- 
nem Arbeitnehmer vergleichbare Sicherungsbe- 
dürfnis herleitet. Deshalb werden diejenigen Perso- 
nen ausgeschlossen, die ständig qualifizierte Hilfs- 
kräfte beschäftigen. 

Die Nummer 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die Übergänge in den Grenzbereichen zwischen 
Kunst und Handwerk fließend sind, aber die in die 
Handwerksrolle Eingetragenen in der Handwerker- 
versicherung eine eigenständige Form der sozialen 
Sicherung bereits gefunden haben, mit Ausnahme 
derjenigen, die der Handwerkerversicherung nicht 
unterfallen, weil sie auch Arbeitnehmer oder Inha- 
ber eines handwerklichen Nebenbetriebes sind. 

Zu §3 

Diese Vorschrift ist an geltende Bestimmungen des 
Sozialversicherungsrechts, wonach eine geringfü- 
gige Beschäftigung versicherungsfrei ist, angelehnt, 
trägt jedoch der Besonderheit Rechnung, daß Ein- 
kommen aus selbständiger künstlerischer oder pu- 
blizistischer Tätigkeit außerordentlichen Schwan- 
kungen unterliegen können. 

Im Absatz 1 wird deshalb die Geringfügigkeits- 
grenze nicht — wie sonst üblich — auf einen Monat, 
sondern auf ein Jahr bezogen. 

Nach Absatz 2 soll die Versicherungsfreiheit wegen 
geringfügigen Arbeitseinkommens erst nach Ablauf 
von fünf Jahren nach Aufnahme der selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeiten gel- 
ten, weil Berufs anfänger während der oft sehr 
schwierigen Anlaufzeit besonders schutzbedürftig 
sind. Ferner wird hier der in Absatz 1 aufgestellte 
Grundsatz dahin eingeschränkt, daß Versicherte mit 
geringfügigem Einkommen ein Jahr lang trotzdem 
versichert bleiben, wenn sie wegen eines guten 
Arbeitseinkommens aus der vorhergehenden Zeit 
über ein Guthaben nach § 14 des Gesetzes verfü- 
gen. 

Zu §4 

Diese Vorschrift nimmt diejenigen selbständigen 
Künstler und Publizisten von der besonderen Ren- 
tenversicherungspflicht nach diesem Gesetz aus, die 
dieses Schutzes nicht bedürftig erscheinen, weil sie 
bereits anderweitig kraft Gesetzes für ihr Alter gesi- 
chert sind. Dabei handelt es sich insbesondere um 
Beamte, Richter und Soldaten sowie um Beschäftig- 
te, die eine Versorgung ähnlich wie Beamte zu er- 
warten haben; zum anderen um Personen, die be- 
reits wegen einer anderweitigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit zumindest in einem am Durchschnitt aus- 
gerichteten Umfang in die soziale Sicherung einbe- 
zogen sind. Ferner werden durch diese Vorschrift 
die Bezieher von Altersruhegeld und die Studenten 
entsprechend den allgemeinen Regeln von der Ver- 
sicherungspflicht ausgenommen. 

Zu §5 

Diese Bestimmung schreibt vor, welche selbständi- 
gen Künstler und Publizisten trotz ihrer künstleri- 
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sehen Tätigkeit nicht aufgrund dieses Gesetzes in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
werden. Maßgebend für die Abgrenzung ist, daß 
diese Personen bereits anderweitig gesetzlich gesi- 
chert oder nach allgemeinen Regeln von der Versi- 
cherungspflicht ausgenommen sind und eines Kran- 
kenversicherungsschutzes im Rahmen dieses Geset- 
zes deshalb nicht mehr bedürfen. 

Zu § 6 

Die Aufnahme einer selbständigen künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit ist typischerweise mit 
besonderer Unsicherheit verbunden. Viele Berufs- 
anfänger sehen sich nach einiger Zeit aus wirt- 
schaftlichen Gründen gezwungen, den Beruf aufzu- 
geben. Es erscheint daher nicht zweckmäßig, den 
krankenversicherungsrechtiiehen Status für Be- 
rufsanfänger festzuiegen. Die Vorschrift gewährt 
deshalb in Absatz 1 den Berufsanfängern ein ihren 
individuellen Wünschen und Bedürfnissen entspre- 
chendes Wahlrecht. Es wird jedoch eine Pflicht zur 
Versicherung für den Krankheitsfall statuiert. Da- 
bei wird davon ausgegangen, daß diese Pflicht einer 
Krankenversicherungspflicht nach anderen Geset- 
zen vorgeht, wenn diese Gesetze den Eintritt der 
Versicherungspflicht davon abhängig machen, daß 
eine Versicherungspflicht „nach anderen gesetzli- 
chen Vorschriften“ nicht besteht (so z. B. § 165 Abs. 6 
der Reichsversicherungsordnung, § 3 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte). 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Ausübung des Wahl- 
rechts näher. 

Nur wenn der zur Versicherung Verpflichtete von 
seinem Wahlrecht keinen Gebrauch macht, tritt we- 
gen des sozialen Schutzbedürfnisses Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nach Absatz 4 ein. Dabei wird erwartet, daß die 
Künstlersozialkasse den Versicherten bei der Fest- 
stellung der Pflicht zur Versicherung bereits auf die 
Frist für die Ausübung der Wahl hinweist und ihn 
auf die Folgen der unterlassenen Wahl aufmerksam 
macht. 

Zu §7 

Diese Vorschrift ist eine Modifizierung der in den 
§ 165 Abs. 1 Nr. 2 und § 173b der Reichsversiche- 
rungsordnung getroffenen Regelung über die Versi- 
cherungsfreiheit höher verdienender Angestellter, 
die den Besonderheiten der Einkommenserzieiung 
der selbständigen Künstler und Publizisten Rech- 
nung trägt. Künstlern und Publizisten soll für die 
Zeit nach Ablauf der Fünf Jahresfrist für Berufsan- 
fänger ein Recht auf Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht eingeräumt werden, wenn sie drei 
Jahre lang im Durchschnitt ein Einkommen erzie- 
len, das über der Jahresarbeitsverdienstgrenze liegt. 
Wenn die genannte Grenze drei Jahre lang nicht 
überschritten wird, ist die Befreiung zu widerrufen, 
sofern dies nicht lediglich auf der Anhebung der 
Jahresbeitragsverdienstgrenze beruht. Es wird da- 
von ausgegangen, daß in dem Widerruf zugleich die 
Feststellung der Versicherungspflicht im Sinne des 
§ 306 Abs. 6 der Reichsversicherungsordnung in der 


Fassung des §49 Nr. 4b dieses Gesetzes liegt und 
demnach die Mitgliedschaft mit diesem Tage be- 
ginnt. 

Zu §8 

Durch diese Vorschrift soll erreicht werden, daß 
Künstler und Publizisten, die sich im Rahmen dieses 
Gesetzes für eine private Krankenversicherung ent- 
scheiden, hinsichtlich ihres Beitrages zur Kranken- 
versicherung nicht anders gestellt werden als die 
Versicherungspflichtigen. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift räumt selbständigen Künstlern 
und Publizisten, die nach diesem Gesetz in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung versicherungs- 
pfiiehtig werden, ein Recht zur außerordentlichen 
Kündigung ihres Versicherungsvertrages mit einem 
Krankenversicherungsunternehmen ein, um eine 
doppelte Belastung zu vermeiden. 

Zu § 10 

Diese Vorschrift enthält die Grundsätze der Finan- 
zierung der sozialen Sicherung der selbständigen 
Künstler und Publizisten. Danach werden die Bei- 
träge zur Rentenversicherung der Angestellten und 
zur gesetzlichen Krankenversicherung von einer be- 
sonderen Stelle, der Künstlersozialkasse, in der 
Weise aufgebracht, daß sie einerseits Beitragsan- 
teile von den Versicherten, andererseits eine Abgabe 
erhebt und einen Bundeszuschuß erhält. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift setzt die Bemessungsgrundlagen 
für die Beitragsanteile fest, die der Versicherte an 
die Künstlersozialkasse für die Alterssicherung zu 
zahlen hat. 

Nach Absatz 1 ist Bemessungsgrundlage die Ge- 
samtheit des Arbeitseinkommens aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit in ei- 
nem Kalenderjahr bis zu der in der Rentenversiche- 
rung sonst geltenden Jahresbeitragsbemessungs- 
grenze. Hinsichtlich der in den Sätzen 3 und 4 vorge- 
sehenen Änderungen der Höchstgrenze wird auf die 
Begründung zu § 50 Nr. 5 verwiesen. 

Die in Absatz 2 vorgesehene erhöhte Beitragsbe- 
messungsgrenze ist im Zusammenhang mit § 14 zu 
sehen; die in den Sätzen 2 und 3 vorgesehenen Ände- 
rungen der erhöhten Beitragsbemessungsgrenzen 
sind eine Folge der in Absatz 1 Satz 3 und 4 getroffe- 
nen Regelungen. 

Absatz 3 dient der Klarstellung. 

Zu § 12 

Diese Vorschrift setzt die Bemessungsgrundlage für 
die Beitragsanteile fest, die der Versicherte an die 
Künstlersozialkasse für die Sicherung im Krank- 
heitsfall zu zahlen hat. Danach ist Bemessungs- 
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grundlage die Gesamtheit des Arbeitseinkommens 
aus selbständiger künstlerischer und publizistischer 
Tätigkeit in einem Kalenderjahr bis zu der in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung geltenden Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze. Hinsichtlich der in Satz 3 
vorgesehenen Änderungen der Höchstgrenze wird 
auf die Begründung zu § 49 Nr. 10 b verwiesen. Die in 
Satz 4 vorgesehene Regelung folgt daraus, daß für 
die dort genannten Zeiten keine Krankenversiche- 
rungsbeiträge zu entrichten sind. 

Zu § 13 

In dieser Vorschrift werden die Vomhundertsätze 
bestimmt, nach denen sich die Beitragsanteile be- 
messen, die der Künstler an die Künstlersozialkasse 
zu zahlen hat, nämlich der halbe Beitragssatz der 
Angestelltenversicherung und der halbe durch- 
schnittliche Beitragssatz der Krankenkassen und 
Ersatzkassen, der für Mitglieder mit Anspruch auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle gilt. 

Damit wird der Künstler dem Arbeitnehmer inso- 
weit gleichgestellt, als auch dieser nur die Hälfte der 
für ihn aufzubringenden Sozialversicherungsbeiträ- 
ge zahlt. 

Die Bestimmung eines durchschnittlichen Beitrags- 
satzes für die Krankenversicherungsbeiträge dient 
der Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens für 
die Künstlersozialkasse. 

Zu § 14 

Durch diese Bestimmung in Verbindung mit § 11 
Abs. 2 wird auch hier der für künstlerische und pu- 
blizistische Berufe typischen Besonderheit Rech- 
nung getragen, daß das Arbeitseinkommen über 
mehrere Jahre hinweg stark schwankt. Um Nach- 
teile zu vermeiden, die dem Versicherten daraus für 
sein Altersruhegeld entstehen würden, wird eine er- 
höhte Jahresbeitragsbemessungsgrenze eingeführt 
(§11 Abs. 2). Das hat zunächst zur Folge, daß der Ver- 
sicherte, wenn sein Einkommen die sonst in der 
Rentenversicherung geltende Jahresbeitragsbemes- 
sungsgrenze übersteigt, höhere Beitragsanteile an 
die Künstlersozialkasse zahlen muß, als diese für 
ihn in diesem Jahr an die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte abführt. 

Nach Absatz 1 werden ihm die über schießenden Bei- 
tragsanteile gutgeschrieben. Wenn ein Guthaben 
vorhanden ist, wird die Jahresbeitragsbemessungs- 
grenze nach § 11 Abs. 2 für diesen Versicherten für 
die Zukunft so herabgesetzt, daß sein Guthaben den 
Beitragsanteil für ein Jahr nicht überschreiten 
kann. 

Nach Absatz 2 wird das Guthaben zusammen mit ei- 
nem gleich hohen Betrag aus dem Aufkommen aus 
der Künstlersozialabgabe und dem Bundeszuschuß 
dazu verwendet, um in Folgejahren, in denen der 
Versicherte nur ein Einkommen erzielt, das unter 
der für ihn geltenden Jahresbeitragsbemessungs- 
grenze der Rentenversicherung liegt, die Beitrags- 
zahlung zugunsten des Versicherten an die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte entsprechend 
zu erhöhen. 


Durch Absatz 3 soll erreicht werden, daß ein Gutha- 
ben vorrangig dazu verwendet wird, der Künstlerso- 
zialkasse Aufwendungen für Mindestbeiträge zu 
erstatten, die der Versicherte hätte tragen müssen, 
die sie aber aus der Künstlersozialabgabe und dem 
Bundeszuschuß an die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte geleistet hat. Das Guthaben kann al- 
lerdings nur in dem Umfang herangezogen werden, 
als die auf den Versicherten entfallende Hälfte des 
geleisteten Mindestbeitrages nicht schon durch des- 
sen einkommensgerechte Beitragszahlung gedeckt 
war. 

Ist bei Beendigung der Rentenversicherungspflicht 
noch ein Guthaben vorhanden, so ist es nach Ab- 
satz 4 zu erstatten. Hieraxif findet die Vorschrift des 
Sozialgesetzbuchs über die Verzinsung und Verjäh- 
rung Anwendung. 

Zu §§ 15 bis 19 

Diese Vorschriften regeln das Melde- und Beitrags- 
verfahren zwischen den Versicherten und der 
Künstlersozialkasse. Sie sind den Verfahrensvor- 
schriften nachgebildet, die im Sozialversicherungs- 
recht zwischen versicherungspflichtigen Selbständi- 
gen und Versicherungsträger gelten, jedoch mit fol- 
genden Besonderheiten: 

a) Da für Beginn und Ende der Versicherungs- 
pflicht und der Pflicht zur Versicherung nach die- 
sem Gesetz ein besonderes Feststellungsverfah- 
ren vorgesehen ist, ist das Meldeverfahren weit- 
gehend formalisiert, sowohl bei der Aufnahme 
der künstlerischen Tätigkeit (§ 16 Abs. 2) wie 
auch im Verlauf des Versicherungsverhältnisses 

(§ 17). 

b) Um die Zahlung des Beitragsanteils so nahe wie 
möglich an den Zeitpunkt der Erzielung der Ein- 
künfte heranzurücken, muß der Versicherte vor- 
läufig sein jeweiliges vierteljährliches Arbeits- 
einkommen melden und aufgrund dessen monat- 
lich Beitragsanteile entrichten. Für die Entrich- 
tung der Beitragsanteile ist, um dem Versicher- 
ten die Berechnung zu ersparen, das Kontenab- 
buchungsverfahren vorgesehen; dadurch soll je- 
doch nicht ausgeschlossen werden, daß im Ein- 
zelfall eine abweichende Art der Beitragsentrich- 
tung zwischen dem Versicherten und der Künst- 
lersozialkasse vereinbart wird (§ 17 Abs. 1 und 2). 
Sobald hinsichtlich des Beitragsanteils zur Kran- 
kenversicherung die Jahresarbeitsverdienst- 
grenze, hinsichtlich des Beitragsanteils zur Ren- 
tenversicherung die für den Versicherten gel- 
tende Jahresbeitragsbemessungsgrenze erreicht 
ist, wird die Beitragsentrichtung für dieses Jahr 
eingestellt. Die Meldepflicht bleibt jedoch beste- 
hen. 

Da die Beitragsberechnung grundsätzlich nach 
Kalenderjahren erfolgt, wird nach Schluß des Ka- 
lenderjahres aufgrund einer endgültigen Ein- 
kommensmeldung abgerechnet (§ 17 Abs. 3). 

Zu § 20 

Diese Vorschrift soll dem Versicherten einen Über- 
blick über die Zahlungen im Rahmen seines Versi- 
cherungsverhältnisses ermöglichen. 
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Zu § 21 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß zu Unrecht an 
die Künstlersozialkasse entrichtete Beitragsanteile 
dem Versicherten zurückerstattet werden. 

Zu § 22 

Diese Vorschrift stellt für den Fall der Erstattung zu 
Recht entrichteter Beiträge zur Rentenversicherung 
sicher, daß die Künstlersozialkasse, der nach § 50 
Nr, 2 das Antragsrecht zusteht, die erstatteten Bei- 
träge insoweit an den Versicherten weiterleitet, als 
er sie getragen hat. 

Zu § 23 

Die Vorschrift enthält die Grundzüge der Künstler- 
sozialabgabe. 

Zu § 24 

Hinsichtlich der Begründung für die Abgabepflicht 
der in den Absätzen 1 und 2 Genannten wird auf die 
Ausführungen unter A. (Allgemeiner Teil) verwie- 
sen. 

Absatz 3 soll Umgehungen verhindern. 

Zu § 25 

Absatz 1 der Vorschrift setzt als Bemessungsgrund- 
lage für die Künstlersozialabgabe die Gesamtheit al- 
ler Entgelte fest, die der nach § 24 Abs. 1 oder 2 Ver- 
pflichtete für Werke oder Leistungen zahlt, die in 
selbständiger künstlerischer oder publizistischer 
Tätigkeit erbracht worden sind, sofern der Ver- 
pflichtete sie nicht ausschließlich zum privaten Ge- 
brauch erwirbt. Das gilt sowohl für solche Zahlun- 
gen, die an den Künstler oder Publizisten selbst ge- 
leistet werden, als auch für solche, die für seine 
Rechnung an Dritte erbracht werden. Durch letzte- 
res sollen Umgehungen verhütet werden. 

Durch die Bezugnahme auf § 2 wird sichergestellt, 
daß der Berechnung der Abgabe die Summe aller 
Entgelte zugrunde zu legen ist, die der Verpflichtete 
im Laufe eines Jahres an selbständige Künstler und 
Publizisten gezahlt hat, auch soweit darin Entgelte 
an solche selbständige Künstler und Publizisten ent- 
halten sind, die wegen einer anderweitigen gesetzli- 
chen sozialen Sicherung aus der besonderen Versi- 
cherungspflicht nach diesem Gesetz herausgenom- 
men sind. Auch Entgelte für nur vorübergehend 
oder nicht erwerbsmäßig ausgeübte Tätigkeiten sol- 
len der Berechnung der Abgabe zugrunde gelegt 
werden. Würden diese Entgelte nicht zur Bemes- 
sung der Abgabe herangezogen, so würden die Auf- 
traggeber möglicherweise solche Künstler und Pu- 
blizisten bevorzugen, deren Entgelte bei der Berech- 
nung der Abgabe unberücksichtigt blieben. Dadurch 
entstehende Konkurrenzvorteile könnten zu uner- 
wünschten Änderungen der Strukturen freier künst- 
lerischer und publizistischer Betätigung führen. 

Absatz 2 stellt einerseits klar, daß auch Nebenlei- 
stungen der Abgabepflicht unterliegen, andererseits 
jedoch, daß Zahlungen an Verwertungsgesellschaf- 


ten und die vom Künstler zu entrichtende Umsatz- 
steuer nicht mit der Abgabe belastet werden sol- 
len. 

Absatz 3 trägt dem Umstand Rechnung, daß beson- 
ders im Kunsthandel Kommissionsgeschäfte häufig 
sind, und stellt sicher, daß auch der Teil des Ver- 
kaufspreises, dessen Herausgabe der Künstler oder 
Publizist vom Kommissionär für seine eigene Lei- 
stung beanspruchen kann, der Abgabe unterliegt. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß der Begriff des 
Kommissionsgeschäftes in Absatz 3 nicht im stren- 
gen Sinne des § 383 des Handelsgesetzbuches zu ver- 
stehen ist^ also nicht auf Waren oder Wertpapiere be- 
schränkt ist, sondern — den hier gegebenen Verhält- 
nissen Rechnung tragend — auch Rechtsgeschäfte 
über andere Gegenstände (z. B. Urheberrechte) um- 
faßt, die im eigenen Namen für Rechnung von 
Künstlern oder Publizisten abgeschlossen werden. 

Zu § 26 

Diese Vorschrift regelt die Ermittlung und Festset- 
zung des Vomhundertsatzes der Künstlersozialab- 
gabe. Er wird aufgrund von Schätzungen des Be- 
darfs der Künstlersozialkasse durch Rechtsverord- 
nung festgesetzt; der letzte Satz bietet die Möglich- 
keit, unterschiedlichen Verhältnissen in einzelnen 
Sparten Rechnung zu tragen. 

Zu § 27 

Die Vorschrift regelt das Verfahren der Abführung 
der Künstlersozialabgabe durch die Verpflichteten. 

Zu §§ 28 bis 30 

Durch diese Vorschriften soll die Künstlersozial- 
kasse in die Lage versetzt werden, die Ansprüche ge- 
genüber den Abgabepflichtigen durchzusetzen. Sie 
sind an geltende sozialversicherungsrechtliche Vor- 
schriften über die Beitragsüberwachung ange- 
lehnt. 

Zu § 31 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß § 25 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch auch für die Verjährung 
der Künstlersozialabgabe gilt. 

Zu § 32 

Durch diese Vorschrift sollen die zur Abgabe Ver- 
pflichteten eine gewisse Gestaltungsfreiheit, näm- 
lich die Möglichkeit erhalten, untereinander ver- 
traglich die Belastung durch die Künstlersozialab- 
gabe anders als im Gesetz vorgesehen zu verteilen, 
um auf diese Weise besonderen Verhältnissen, wie 
sie innerhalb bestimmter Gruppen von Vermarktern 
bestehen können, Rechnung zu tragen. Deshalb wird 
die Künstlersozialkasse — im Rahmen des gebote- 
nen Datenschutzes — zu der hierfür erforderlichen 
Mitwirkung berechtigt und verpflichtet. Eine Aus- 
gleichsvereinigung kann die Mitglieder nur durch 
Zahlung der Summe der nach dem Gesetz auf die 
Mitglieder entfallenden Beträge befreien. Soweit 
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eine Ausgleichsvereinigung die den Mitgliedern 
gegenüber der Künstlersozialkasse obliegenden 
Pflichten nicht erfüllt, verbleibt es bei der gesetzli- 
chen Regelung. 

Absatz 4 ergänzt die in § 52 Abs. 5 vorgesehene Rege- 
lung. 

Zu § 33 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß zu Unrecht ent- 
richtete Künstlersozialabgabe dem Abgabepflichti- 
gen zurückerstattet wird. 

Zu § 34 

Die Gründe für den vorgesehenen Bundeszuschuß 
sind im Allgemeinen Teil der Begründung ausge- 
führt. 

Die in Absatz 1 bestimmte Höhe des Zuschusses ist 
so angesetzt, daß er etwa ein Sechstel der erwarte- 
ten Ausgaben der Künstlersozialkasse ausmacht, 
was etwa einem Drittel des als erforderlich angese- 
henen Aufkommens aus der Künstlersozialabgabe 
entspricht. Dies erscheint angemessen, um mögliche 
Unbilligkeiten für die zur Abgabe Verpflichteten zu 
vermeiden (vgl. den Allgemeinen Teil der Begrün- 
dung). 

Durch Absatz 3 soll erreicht werden, daß die Verwal- 
tungskosten der Künstlersozialkasse aus dem nach 
Absatz 1 festgesetzten Bundeszuschuß ohne Rück- 
sicht auf die in Absatz 2 festgelegten Begrenzungen 
gedeckt werden. 

Zu § 35 

Durch diese Vorschrift wird bestimmt, daß die 
Künstlersozialkasse statt der Leistungsträger die 
Entrichtung der Beitragsanteile des Versicherten 
und der Künstlersozialabgabe überwacht. 

Zu §36 

Die Durchführung der Sozialversicherung der selb- 
ständigen Künstler und Publizisten ist nur gewähr- 
leistet, wenn die Versicherten und die zur Abgabe 
Verpflichteten den ihnen obliegenden Pflichten ord- 
nungsgemäß nachkommen. Um dies sicherzustellen, 
werden Verstöße gegen die wichtigsten dieser 
Pflichten mit Geldbußen geahndet. Die Bußgeldvor- 
schriften sind den im Sozialversicherungsrecht gel- 
tenden nachgebildet. 


Zum zweiten Teil 
Zu §37 

Bei der Erfassung des zu versichernden Personen- 
kreises und der Einziehung der Beitragsanteile nach 
Regeln, die den Besonderheiten der künstlerischen 
und publizistischen Tätigkeit Rechnung tragen, sind 
schwierige technische und organisatorische Pro- 
bleme zu erwarten. Hierfür und für die Einziehung 
der Künstlersozialabgabe muß eine sachkundige In- 


stitution vorhanden sein. Ihre Aufgabe ist es weiter- 
hin, aus diesen Mitteln und dem Bundeszuschuß die 
Beiträge zugunsten der einzelnen Versicherten an 
den Träger der Rentenversicherung und den jeweils 
zuständigen Träger der Krankenversicherung zu 
entrichten sowie die Beitragszuschüsse zur privaten 
Krankenversicherung zu zahlen. Deshalb wird eine 
besondere Stelle geschaffen, die den Trägern der So- 
zialversicherung vorgeschaltet ist. Sie muß wegen 
der ihr — zum Beispiel mit der Erhebung der Künst- 
lersozialabgabe — übertragenen Befugnisse den 
Charakter einer rechtsfähigen Anstalt des öffentli- 
chen Rechts haben. 

Im Interesse der Verwaltungskostenersparnis und 
im Interesse einer Optimierung der Verwaltungsar- 
beit muß eine EDV-Anlage eingesetzt werden, die je- 
derzeit für die anfallenden Arbeiten zur Verfügung 
steht und die von ihrer Größenordnung her einer- 
seits den vielfältigen Aufgaben gewachsen, anderer- 
seits aber auch nicht zu komplex ist. In Wilhelmsha- 
ven können diese Bedingungen erfüllt werden, in- 
dem eine Anlage sowohl für die Bundesausfüh- 
rungsbehörde für Unfallversicherung als auch für 
die Künstlersozialkasse eingerichtet wird. Hinzu 
kommt, daß Wilhelmshaven in einem Fördergebiet 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ liegt und 
als Schwerpunktort gefördert wird. 

Zu §38 

Der nach Absatz 1 zu bildende Beirat hat die Aufga- 
be, den Leiter der Künstlersozialkasse zu beraten 
(Absatz 2). Damit soll erreicht werden, daß die 
Sachkunde der in den Beirat zu berufenden Persön- 
lichkeiten sowohl aus den Kreisen der Versicherten 
als auch aus dem Kreis der zur Künstlersozialab- 
gabe Verpflichteten für die schwierige und zum Teil 
neuartige Tätigkeit der Künstlersozialkasse nutzbar 
gemacht wird. 

Der Absatz 3 regelt die Verfahrensgrundsätze für 
die Berufung und Abberufung der Beiratsmitglieder 
und deren Stellvertreter. 

Absatz 4 bestimmt, daß die Mitglieder des Beirats 
ehrenamtlich tätig werden, welche Entschädigung 
sie für ihre Tätigkeit erhalten und wie sie haften. 

Zu §39 

Die Vorschrift regelt das Widerspruchsverfahren. 
Sie ist den Vorschriften über das Verfahren bei den 
Trägern der Sozialversicherung nachgebildet. Dabei 
wird davon ausgegangen, daß auch der in diesem Ge- 
setz geregelte Bereich der Sozialversicherung unter 
den Begriff der Sozialversicherung im Sinne des § 51 
Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes fällt. 

Zu §§ 40 bis 42 

Die Vorschriften regeln die gerichtliche und außer- 
gerichtliche Vertretung der Künstlersozialkasse so- 
wie die Grundzüge der Dienst- und Arbeitsverhält- 
nisse der bei der Künstlersozialkasse Beschäftig- 
ten. 
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Zu §43 

Diese Vorschrift regelt die Haushaltsführung der 
Künstlersozialkasse. 

Der Absatz 1 bestimmt die sinngemäße Anwendung 
der für die Leistungsträger der Rentenversicherung 
geltenden Bestimmungen. 

Wegen der besonderen Aufgaben der Künstlersozi- 
alkasse ist ein eigener Kontenrahmen erforderlich. 
Das regelt Absatz 2. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Anhörung des Beirats 
durch den Leiter der Künstlersozialkasse vor Fest- 
stellung des Haushaltsplans soll die Sachkunde der 
Beiratsmitglieder nutzbar machen. 

Der Absatz 4 betrifft die rechzeitige Aufstellung des 
Haushalsplans und überträgt die vorgesehene Ge- 
nehmigung des Haushaltsplans dem Bundesversi- 
cherungsamt als der auch für die bundesunmittelba- 
ren Träger der Sozialversicherung zuständigen Auf- 
sichtsbehörde. 

Die Absätze 5 und 6 betreffen die vorläufige Haus- 
haltsführung sowie über- und außerplanmäßige 
Ausgaben. Sie entsprechen allgemeinen Grundsät- 
zen. 

Absatz 7 enthält Vorschriften über die Rechnungsle- 
gung und überträgt die Rechnungsprüfung dem 
auch für die bundesunmittelbaren Träger der Sozial- 
versicherung zuständigen Bundesversicherungs- 
amt. 


Zu § 44 

Um sicherzustellen, daß die Künstlersozialkasse 
ihre Verpflichtungen gegenüber den Trägern der So- 
zialversicherung jederzeit nachkommen kann, hat 
sie aus ihren Einnahmen eine Liquiditätsreserve zu 
bilden. Ein Betrag von mindestens einer Zweimo- 
natsausgabe nach dem Durchschnitt des voraufge- 
gangenen Kalenderjahres erscheint hierfür notwen- 
dig und ausreichend. 


Zu § 45 

Diese Vorschrift regelt die Verwaltung der Mittel 
der Künstlersozialkasse nach allgemeinen Grund- 
sätzen. 


Zu §46 

Hier ist dem Gedanken Rechnung getragen, daß es 
zweckmäßig erscheint, die Aufsicht über die Künst- 
lersozialkasse derselben Behörde zu übertragen, der 
auch die Aufsicht über die bundesunmittelbaren 
Träger der Sozialversicherung obliegt, soweit nicht 
besondere Umstände dem entgegenstehen. 


Zu §47 

Diese Vorschrift begründet die Informations- und 
Beratungspflicht der Künstlersozialkasse gegen- 
über den Beteiligten. 


Zu §48 

Ais der für den Bereich der Sozialversicherung zu- 
ständige Bundesminister erläßt der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung die Satzung als 
Rechtsverordnung. 


Zum dritten Teil 

Zu §49 

Zu Nummer 1 

Die Streichung der Begriffe „Musiker“ und „Arti- 
sten“ in § 166 der Reichsversicherungsordnung ist 
notwendig, weil die Krankenversicherungspflicht 
der selbständigen Künstler und Publizisten nun- 
mehr insgesamt im Künstlersozialversicherungsge- 
setz geregelt wird und die beiden Künstle rgruppen 
von diesem mit erfaßt werden. 

Zu Nummer 2 

Wegen der häufig schwankenden Einkommensver- 
hältnisse der selbständigen Künstler und Publizi- 
sten ist eine besondere Regelung über ihren Grund- 
lohn erforderlich. Der Grundlohn soll nach dem vor- 
aussichtlichen Jahresarbeitseinkommen berechnet 
werden, das die versicherten Künstler und Publizi- 
sten aus ihrer selbständigen Tätigkeit erzielen. 

Der Grundlohn für die versicherten selbständigen 
Künstler und Publizisten ist auf die gleiche Höhe be- 
grenzt, die für die übrigen Versicherten der gesetzli- 
chen Krankenversicherung gilt. Da das Einkommen 
der selbständigen Künstler und Publizisten stark 
schwankt und auch sehr weit absinken kann, ist 
aber auch eine Mindestbegrenzung des Grund- 
lohnes für diesen Personenkreis erforderlich. 

Zu Nummer 3 

Wegen der besonderen Einkommensverhältnisse 
dieser Versicherten und um einer mißbräuchlichen 
Inanspruchnahme entgegenzuwirken, ist bei 
Arbeitsunfähigkeit für die Gewährung von Kran- 
kengeld eine Wartezeit von sechs Wochen vorgese- 
hen. Der Beitragssatz entspricht daher demjenigen, 
der für Mitglieder mit Anspruch auf Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall erhoben wird (s. Begründung 
zu Nummer 10 b). 

Zu Nummer 4 

Der Künstlersozialkasse obliegt die Erfassung des 
zu versichernden Personenkreises und die Feststel- 
lung, wer als selbständiger Künstler oder Publizist 
versicherungspflichtig ist. Um zu vermeiden, daß 
Forderungen und Verpflichtungen zwischen Kran- 
kenversicherungsträgern und selbständigen Künst- 
lern oder Publizisten nachträglich aus verspäteter 
Erfassung entstehen, beginnt die Mitgliedschaft 
grundsätzlich mit dem Tage, an dem die Versiche- 
rungspflicht von der Künstlersozialkasse festge- 
stellt wird. Geht die Feststellung auf eine Meldung 
des Künstlers zurück oder hat er die Versicherung 
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beantragt, so soll eine Verzögerung im Verwaltungs- 
verfahren nicht zu seinen Lasten gehen. 

Zu Nummer 5 

Auch das Ende der Mitgliedschaft richtet sich 
grundsätzlich nach der Feststellung der Künstlerso- 
zialkasse. In den Fällen jedoch, in denen aufgrund 
des § 5 kraft Gesetzes Versicherungsfreiheit eintritt, 
muß die Mitgliedschaft mit sofortiger Wirkung auch 
ohne Feststellung der Künstlersozialkasse enden. 
Dadurch wird insbesondere eine doppelte Beitrags- 
pflicht verhindert. 

Zu Nummer 6 

Die nach geltendem Recht bestehende Möglichkeit 
zur freiwilligen Weiterversicherung in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung soll auf Künstler ausge- 
dehnt werden, die aus der Versicherungspflicht nach 
diesem Gesetz ausscheiden. 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift soll gewährleisten, daß die Kranken- 
versicherung der selbständigen Künstler und Publi- 
zisten von den zuständigen Versicherungsträgern 
ordnungsgemäß durchgeführt werden kann. Die 
Künstlersozialkasse wird daher verpflichtet, Beginn 
und Ende der Versicherung sowie das beitrags- 
pflichtige Arbeitseinkommen der zuständigen Kran- 
kenkasse zu melden. 

Zu Nummer 8 

Diese Vorschrift ist um die Künstlersozialkasse zu 
ergänzen, weil diese nach § 381 b der Reichsversi- 
cherungsordnung in der Fassung von Nummer 9 die 
Beiträge für die versicherten Künstler und Publizi- 
sten zu tragen hat. 

Zu Nummer 9 

Nach der Gesamtkonzeption des Gesetzes trägt die 
Künstlersozialkasse im Verhältnis zum Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung die Beiträge für 
die Versicherten und ist damit Beitragsschuldner. 

Zu Nummer 10 

Der erste Halbsatz im Buchstaben a dient der Klar- 
stellung, der zweite Halbsatz folgt daraus, daß die 
Künstlersoziaikasse Beitragsverpflichteter nach 
Nummer 9 ist. 

Buchstabe b schreibt neben dem Beitragssatz, der 
demjenigen entspricht, der für Mitglieder mit An- 
spruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall gilt 
(siehe zu Nummer 3), die vorläufige und die entgül- 
tige Beitragsbemessungsgrundlage sowie den Aus- 
gleich zwischen den Abschlagszahlungen und dem 
entgültigen Beitrag vor. 

Die Unterscheidung der Bemessungsgrundlagen ist 
notwendig, weil das beitragspflichtige Jahresar- 
beitseinkommen zunächst nur geschätzt werden 
kann (vgl. Nummer 2). 


Hinsichtlich der Änderungen der Höchst- und Min- 
destgrenzen wird auf den zweiten Absatz der Be- 
gründung zu § 50 Nr. 5 verwiesen. 

Zu Nummer 1 1 

Durch die Einbeziehung der Artisten in dieses Ge- 
setz ist § 475 c der Reichsversicherungsordnung ge- 
genstandslos geworden. 

Zu Nummer 12 

Es handelt sich um eine notwendige Ergänzung zu 
der Regelung nach § 51. 

Zu Nummer 13 

Die Vorschrift bewirkt, daß die Meldepflicht der 
Künstlersozialkasse auch gegenüber den Ersatzkas- 
sen gilt. 

Zu Nummer 14 

Diese Vorschrift bestimmt, daß die Künstlersozial- 
kasse auch gegenüber einer Ersatzkasse Beitrags- 
verpflichteter ist. Sind die Beitragsleistungen an die 
Ersatzkasse höher als die, die an den sonst zuständi- 
gen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu entrichten wären, so geht der überschießende Be- 
trag zu Lasten des Versicherten. 

Zu §50 

Zu Nummer 1 

a) und b) Die besondere Nennung der Musiker in 
Nummer 3 und der Artisten in der bisherigen 
Nummer 4 des Absatzes 1 in § 2 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes ist entbehrlich, weil die 
Versicherungspflicht aller selbständigen Künst- 
ler und Publizisten in der Rentenversicherung 
der Angestellten nunmehr unter Bezugnahme 
auf das Künstlersozialversicherungsgesetz in § 2 
Abs. 1 Nr. 4 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes geregelt ist. Die ausdrückliche Nennung des 
Personenkreises an dieser Stelle ist aus Gründen 
der Systematik des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes erforderlich, während dies im Zweiten 
Buch der Reichsversicherungsordnung entbehr- 
lich ist. 

c) Die durch die Einfügung des Absatzes 3 in § 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes getroffene 
Regelung über Beginn und Ende der Rentenver- 
sicherungspflicht entspricht im wesentlichen der 
über Beginn und Ende der Mitgliedschaft in der 
Krankenversicherung. Auf die Begründung zu 
§ 49 Nr. 4 und 5 wird verwiesen. 

Zu Nummer 2 

Die Künstlersozialkasse trägt im Verhältnis zur Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte den Bei- 
trag; deshalb steht ihr auch ein eventueller Erstat- 
tungsanspruch auf zu Recht entrichtete Beiträge zu, 
den sie jedoch zum Schutz des Versicherten nur mit 
dessen Einverständnis geltend machen kann. 
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Zu Nummer 3 

a) Diese Ergänzung ermöglicht die versicherungs- 
rechtliche Berücksichtigung der Beitragsgutha 
ben nach § 14, die zum Ausgleich der häufig 
schwankenden Einkommen angesammelt wer- 
den (s. Begründung zu § 14), sowie der Vergütun- 
gen für die Verwertung und Nutzung urheber- 
rechtlich geschützter Werke und Leistungen. 

b) Hier ist festgelegt, daß für Künstler und Publizi- 
sten die Künstlersozialkasse den Pflichtbeitrag 
trägt (s. Begründung zu § 49 Nr. 9). 

Zu Nummer 4 

Durch die Bestimmung wird gewährleistet, daß die 
Künstlersozialkasse die für Selbständige jeweils 
geltenden Mindestbeiträge entrichtet. Es gilt aller- 
dings entsprechend den allgemein bei der Künstler- 
sozialversicherung üblichen Jahresbeitragsbemes- 
sungsgrenzen eine Mindestjahresbeitragsberech- 
nungsgrundlage. 

Zu Nummer 5 

Die Vorschrift regelt die Beitragsabführung und 
Meldeverpflichtung der Künstlersozialkasse gegen- 
über der Bundesversicherungsanstalt für Angestell- 
te. 

Die in Absatz 2 Satz 2 und 3 vorgesehene Änderung 
der in Satz 1 geregelten Höchst- und Mindestgren- 
zen ist notwendig, weil für die Durchführung der 
Künstlersozialversicherung — abweichend von der 
Regelung für alle anderen Versicherten — der Bei- 
tragsbemessungszeitraum nicht der Monat, sondern 
das Jahr ist. Es müssen daher Sonderregelungen ge- 
troffen werden, um sicherzustellen, daß, wenn die 
Versicherungspflicht nur für Teile des Kalenderjah- 
res bestanden hat, nur ein entsprechender Teil des 
Jahresarbeitseinkommens der Beitragsbemessung 
zugrunde gelegt wird. 

Zu Nummer 6 

Durch die Bestimmung in § 159 wird der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte gegenüber der 
Künstlersozialkasse — wie gegenüber den Einzugs- 
stellen — ein Prüfungsrecht eingeräumt. 

Zu §51 

Die Vorschrift gibt den Ersatzkassen das Recht, die 
nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz versi- 
cherten Künstler und Publizisten auch dann als Mit- 
glieder aufzunehmen, wenn die Ersatzkasse nicht 
zuständig wäre, der Versicherte aber im Zeitpunkt 
der Aufnahme in dem Bezirk wohnt, für den die Er- 
satzkasse zugelassen ist. Die Mitgliedschaft bei der 
Ersatzkasse befreit in diesem Fall von der Mitglied- 
schaft bei der zuständigen Krankenkasse. 

Zum vierten Teil 
Zu §52 

Diese Vorschrift enthält für den Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes und für eine Übergangs- 


zeit von fünf Jahren danach Regelungen über die 
Befreiung von der Versicherungspflicht für Perso- 
nen, die wegen ihres Alters die Wartezeit für ein Al- 
tersruhegeld in der Rentenversicherung bis zum 
65. Lebensjahr nicht mehr erfüllen können, für Per- 
sonen, die bereits eine hinreichende Alterssicherung 
für sich und ihre Familie haben sowie für solche, die 
vom Sozialwerk einer Verwertungsgesellschaft die 
im Gesetz genannten Leistungen erwarten kön- 
nen. 

Die Befreiten sollen von den Vermarktern einen 
Entgeldzuschlag zur anteiligen Deckung ihrer Le- 
bensversicherungsbeiträge verlangen können (Ab- 
satz 5). 

Zu §53 

Die Vorschrift verhindert für diejenigen selbständi- 
gen Künstler und Publizisten, die bereits nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4 oder 11 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
der Reichsversicherungsordnung versichert waren, 
eine Unterbrechung ihrer Rentenversicherung. 

Zu §54 

Wenn Künstler oder Publizisten beim Inkraftreten 
dieses Gesetzes bei einem privaten Krankenversi- 
cherungsunternehmen versichert sind und für sich 
und ihre Angehörigen der Art nach die gleichen Lei- 
stungen erhalten, die ihnen bei Krankheit von der 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährt wür- 
den, soll ihnen zur Besitzstandswahrung das Recht 
zur Befreiung von der Versicherungspflicht einge- 
räumt werden. 

Zu § 55 

Durch diese Übergangsregelung wird auch den Be- 
rufsanfängern, die ihre Tätigkeit innerhalb der letz- 
ten fünf Jahre vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
genommen haben, ein Wahlrecht zwischen gesetzli- 
cher und privater Krankenversicherung einge- 
räumt. Das Wahlrecht steht ihnen für den Teil der 
Fünfjahresfrist zu, die beim Inkrafttreten des Geset- 
zes noch nicht verstrichen ist. 

Zu §56 

Die Vorschrift verhindert für diejenigen selbständi- 
gen Künstler, die bereits nach § 166 Nr. 2 oder 3 der 
Reichsversicherungsordnung versichert waren (Mu- 
siker, Artisten, Kunsterzieher) eine Unterbrechung 
ihrer Krankenversicherung. 

Zu §57 

Diese Vorschrift enthält notwendige besondere Re- 
gelungen für das Jahr des Inkrafttretens des Geset- 
zes und die beiden folgenden Jahre, Insbesondere 
wird, um den zur Abgabe Verpflichteten eine recht- 
zeitige Kalkulation zu ermöglichen,, für die beiden 
ersten Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Vomhundertsatz der Künstlersozialabgabe gesetz- 
lich bestimmt. Die Höhe des Vomhundertsatzes be- 


25 



Drucksache 9/26 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


ruht auf Schätzungen über den Bedarf der Künstler- 
sozialkasse einerseits und über die Summe der Ent- 
gelte, die an selbständige Künstler und Publizisten 
andererseits gezahlt werden. Nach Ablauf der bei- 
den ersten Jahre wird der Vomhundertsatz entspre- 
chend dem in § 26 vorgesehenen Umlageverfahren 
jährlich neu festgesetzt. 

Zu § 58 

Es ist damit zu rechnen, daß die Erfassung der Auf- 
traggeber und deren Heranziehung zu Zahlung der 
Abgabe in den ersten beiden Jahren zeitraubend 
sein wird. Da die Künstlersozialkasse aber Beitrags- 
schuldner gegenüber den Sozialversicherungsträ- 
gern ist, muß dafür Sorge getragen werden, daß sie 
nicht in Zahlungsschwierigkeiten gerät. Dies soll 
durch das Bundesdarlehen verhindert werden. 

Zu §59 

Die materiell-rechtlichen Vorschriften des Gesetzes 
werden erst später in Kraft treten, so daß erst von 


diesem Zeitpunkt ab der Künstlersozialkasse von 
ihr einzuziehende Mittel zur Verfügung stehen. Sie 
muß jedoch vorher eingerichtet sein, benötigt also 
auch schon vorher Mittel, um die Verwaltungsko- 
sten bestreiten zu können. Hierfür dient der Bundes- 
zuschuß, dessen Höhe geschätzt ist. 


Zu §60 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 


Zu §61 

Diese Vorschriften regeln das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. Durch Absatz 2 sollen diejenigen Bestim- 
mungen des Gesetzes, die für die organisatorischen 
Vorbereitungen der Künstlersozialversicherung er- 
forderlich sind, zu einem früheren Zeitpunkt in 
Kraft gesetzt werden. 
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